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1. Lageplan Vorentwurf 
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4. Artenschutzrechtliche Relevanzuntersuchung mit Habitat-Potenzial-Analyse (HPA) 

5. Anhang – DIN SPEC 91434 Agri-PV  
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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen Wortlaut 
wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium Freiburg 

                  (Schreiben vom 04.08.2025, eingegangen am 11.08.2025) 

Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungs-
vorhaben.  

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
im Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm 

vorliegenden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse 
zu den Aufgabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt 
werden, wie folgt Stellung: 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  

1.1   Geologie  

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären Lo-
ckergesteinseinheiten „Auenlehm" (teilweise), "Hochflutlehm" 
(teilweise) und "Neuenburg-Formation" vor. Darüber hinaus ist 
die Festgesteinseinheit „Tertiär" im Untergrund zu erwarten.   

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Ge-

ologischen Karte von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) 
im LGRB-Kartenviewer entnommen werden.  

Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten 
bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

1.2   Geochemie  

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Ein-
heiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer 
abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehal-

ten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRB-
wissen beschrieben. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

1.3   Bodenkunde  

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der na-

türlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundli-
chen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des 
Weiteren sollte vorrangig die Bodenfunktionsbewertung auf 
Grundlage der Bodenschätzungsdaten verwendet werden, da 

diese im Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigenschaften abbil-
den. Sollte für das Plangebiet keine Bodenfunktionsbewertung 
nach digitaler Bodenschätzung vorliegen, ist die Bodenfunkti-
onsbewertung nach ALK und ALB heranzuziehen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 
Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf 

den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu ach-
ten.  

Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Boden-
schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vor-
haben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder 

unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, 
ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, 
schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden 
im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchfüh-
rung zu erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts 

nach DIN 19639 wird empfohlen. Neben der Beschreibung der 
Bodenschutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir die not-
wendigen Kabelverlegungen, die häufige auch außerhalb der 
Betriebsfläche stattfinden, bereits im Bodenschutzkonzept zu 
berücksichtigen.  

 

 

 

Das Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 
„Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben“ wird sofern erforder-
lich der unteren Bodenschutzbehörde recht-

zeitig vor Baubeginn vorgelegt.  

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ 
Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 
Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforder-
ten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwer-

tung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Boden-
funktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten.  

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abge-
stimmt werden, welche konkreten bodenschutzfachlichen Vor-

gaben umzusetzen sind. 

 

Zur Kenntnisnahme 

2. Angewandte Geologie  

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vor-

gelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern 
für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologi-
scher bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachten-

den Ingenieurbüros. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.1   Ingenieurgeologie  

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 
die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den 

Bebauungsplan empfohlen:  

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsver-
halten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene orga-
nische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Er-
schwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 

 

 

 

 

Die geotechnischen Hinweise werden in den 
Bebauungsplan übernommen (vgl. Kapitel 4, 
Punkt 3 „Geotechnik und Rohstoffgeologie“). 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Bau-

grubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen.  

 

s.o. 

2.2   Hydrogeologie  

Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB (1 : 50 000) 
(LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologi-
scher Themen durch das LGRB statt. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.3   Geothermie  

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Un-
tergrundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflä-
chennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hin-

terlegt. ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und 
Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Unter-
grundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte 
nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die Er-
läuterungen zur Kenntnis. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.4   Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  

Von rohstoffgeologischer Seite wird darauf hingewiesen, dass 
das Plangebiet innerhalb eines ausgewiesenen Rohstoffvor-
kommens von quartärzeitlichen Kiesen und Sanden liegt (Vor-

kommen L 8110-13, Bearbeitungsstand 2016). Es ist in der 
vom LGRB landesweit digital erstellten Karte der mineralischen 
Rohstoffe von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (KMR 50) darge-
stellt. Die dort veröffentlichten oberflächennahen Steine-Erden-
Rohstoffvorkommen werden nach landesweit einheitlichen Kri-

terien abgegrenzt und bewertet.  

In den dazugehörigen Vorkommensbeschreibungen werden 
die rohstoffgeologischen Gegebenheiten erläutert. 

Das Rohstoffvorkommen und die dazugehörigen Vorkommens-
beschreibungen können über den LGRB-Geodatendienst 

(LGRB-Kartenviewer) visualisiert [Thema/Themen: „Roh-
stoffgeologie/Rohstoffvorkommen: Karte der mineralischen 
Rohstoffe 1 : 50 000 (KMR 50)/KMR 50: Rohstoffvorkommen“ 
und [nur für Kiesvorkommen im ORG] „KMR 50: Nutzbare 
Kiesmächtigkeiten im Oberrheingraben“; Aufruf der Vorkom-

mensbeschreibungen durch Nutzung des Info-Buttons beim 
Thema „KMR 50: Rohstoffvorkommen“]. 

Die Geodaten des Themenbereichs Rohstoffgeologie können 
als WMS-Dienst registrierungs- und kostenfrei in die eigene 
GIS-Umgebung eingebunden werden. Ergänzend wird auf  

 

Auf die Lage des Plangebiets innerhalb ei-
nes ausgewiesenen Rohstoffvorkommens 
von quartärzeitlichen Kiesen und Sanden 

wird im Bebauungsplan in Kapitel 4, Punkt 3 
„Geotechnik und Rohstoffgeologie“ hinge-
wiesen.  

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Ausführungen und die Hinweise in den LGRB-Nachrichten 
07/2016 und 04/2018 verwiesen.  

Zur Kenntnisnahme 

Es wird auf folgende Vorgabe hingewiesen: Bei den verfah-
renspflichtigen Bauvorhaben nach § 3 Absatz 4 Landes-Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei einer voraussichtlich 
anfallenden Menge von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub 

ein Abfallverwertungskonzept zu erstellen (siehe Schreiben des 
Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen, Baden-Würt-
temberg „Hinweise zur Berücksichtigung des § 3 Abs. 4 LKrei-
WiG und des § 2 Abs. 3 LBodSchAG im baurechtlichen Verfah-
ren“).   

Darin soll die wirtschaftliche Verwendbarkeit von überschüssi-
gem Erdaushub für technische Bauwerke oder, ggf. nach Auf-
bereitung, als mineralischer Rohstoff geprüft werden („Erläute-
rungen und Hinweise des UM B.-W. zum 
Abfallverwertungskonzept nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG“). 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

3. Landesbergdirektion  

3.1   Bergbau  

Das Planungsgebiet befindet sich im Bereich des Grubenfeldes 
des ehemaligen Kalibergwerkes Buggingen. Der Standort ist 

direkt unterbaut und befindet sich damit im Einflussbereich von 
Kalisalzabbauen.  

Die Kaliabbaue führen mit ihren Überzugswirkungen zu Sen-
kungen an der Tagesoberfläche. Dort bildet sich eine großräu-
mige, flache Senkungsmulde aus. Nach heutigen Erkenntnis-

sen wird sich der Senkungsprozess mittelfristig (bis ca. 2100) 
weiterhin langsam und mit geringen, für die Bebauung der Ta-
gesoberfläche ungefährlichen Bewegungen fortsetzen. Daher 
sind negative bergbauliche Auswirkungen auf das Bebauungs-
plangebiet weder derzeit noch zukünftig zu erwarten. Die Ent-

wicklung dieser Senkungsmulde wird durch Überwachungs-
messungen entsprechend behördlicher Vorgaben in 
fünfjährigen Abständen beobachtet.   

Nähere Auskünfte zu den bergbaubedingten Einflüssen auf die 
Tagesoberfläche erteilt die K+S Minerals and Agriculture 

GmbH, Einheit Inaktive Werke, Schacht 3, 31162 Bad Salzdet-
furth.  

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird in die Hinweise des Bebauungs-
planes in Kapitel 4, Punkt 3 „Geotechnik und 

Rohstoffgeologie“ aufgenommen.  

Allgemeine Hinweise  

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 

nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-

zeigeportal zur Verfügung. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 

raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden.  

Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen. Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-
Kataster. Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für 

Planungsträger. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Stabstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz im Regierungspräsidium  
                   Freiburg 

                  (Schreiben vom 30.07.2025) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung. Zu den Belangen des Kli-
maschutzes im Zusammenhang mit den o.g. Planungen wird 
wie folgt Stellung genommen:  

(1) Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen 

und nationalen Klimaschutzziele und -maßnahmen sollen die 
Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg gemäß § 10 
Abs. 1 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Ba-
den-Württemberg (KlimaG BW) bis zum Jahr 2030 um mindes-
tens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert wer-

den. Bis zum Jahr 2040 wird die Netto-Treibhausgasneutralität 
angestrebt. Der Sektor Energiewirtschaft muss hierzu nach § 
10 Absatz 2 KlimaG BW einen Beitrag von 75 Prozent im Ver-
gleich zu den Treibhausgasemissionen des Jahres 1990 leis-
ten.   

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

(2) Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg kommt 
dabei dem Ausbau der Stromerzeugung durch Photovoltaikan-
lagen neben dem Ausbau der Windkraft eine Schlüsselrolle zu. 
Der Großteil des Zubaus soll dabei durch Photovoltaikanlagen 

an Gebäuden erzeugt werden. Freiflächenanlagen spielen je-
doch eine wichtige ergänzende Rolle und sind für das Errei-
chen der künftigen Ausbauziele des Landes und die Erzeu-
gung preiswerten Stroms unabdingbar. Um die Klimaziele des 
Landes zu erreichen, müssen 0,5 % der Gesamtfläche Baden-

Württembergs für Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzt wer-
den, das entspricht 1,2 % aktuell der landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche des Landes. 

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten 
Strommenge und der mit der heute installierten Leistung von 

Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien er-
zielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage be-
nötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

(3) Bei der Abwägungsentscheidung des Gemeinderats ist zu 
beachten, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien, insbe-

sondere der Solarenergie, nach § 2 Erneuerbare‐Energien‐
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Gesetz (EEG) sowie nach § 22 Nummer 2 KlimaG BW im 
überragenden öffentlichen Interesse liegt und bis zum Errei-

chen der Treibhausgasneutralität als vorrangiger Belang in die 
Schutzgüterabwägung einzustellen ist. Durch diese gesetzliche 
Festlegung werden Vorhaben im Bereich der erneuerbaren 
Energien in der Abwägung mit anderen Schutzgütern entspre-
chend ihrer Bedeutung für das Erreichen des Landesklima-

schutzziels höher gewichtet und ihnen wird in der Regel ein 
Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände des Einzelfalls in 
den Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berück-
sichtigen sind. Andere Belange (Landschaftsbild, Landwirt-
schaft, …), die der Ausweisung der Freiflächen-Photovoltaikan-

lage entgegenstehen, können daher nur noch in atypischen 
Ausnahmefällen überwiegen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

(4) Ebenfalls ist die Förderfähigkeit nach dem EEG zu beach-
ten. Die Förderfähigkeit nach dem EEG ist zwar keine Voraus-

setzung für die Aufstellung des Bebauungsplans, aber als Be-
lang, der für den konkreten Standort spricht, im Rahmen der 
Abwägung zu beachten.  

Das EEG sieht als Standorte für Solarparks im Wesentlichen 
Konversionsflächen und Seitenrandstreifen entlang von Auto-

bahnen und Schienenwegen vor. Mit dem sog. Solarpaket I 
wurde das EEG 2024 geändert. Bundesweit wurden alle Flä-
chen auf Acker- und Grünland in benachteiligten landwirtschaft-
lichen Gebieten geöffnet, die kein entwässerter Moorboden 
sind, nicht im Natura2000-Gebiet, Naturschutzgebiet, National-

park oder der Kern- oder Pflegezone des Biosphärengebiets 
liegen, kein Nationales Naturdenkmal darstellen und bei denen 
es sich nicht um gesetzlich geschützte Biotope oder FFH-
Lebensraumtypen handelt (vgl. § 37 Abs. 1 Nr. 2 h und i EEG).  

Für die EEG-Förderung müssen fortan zudem mindestens drei 

von fünf in § 37 Abs. 1a EEG genannte Naturschutzkriterien er-
füllt werden.  

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

(5) Mit der vorliegenden Planung möchte die Gemeinde Bug-
gingen auf einer Fläche von ca. 12,7 ha mittels Bebauungsplan 

ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Agri-Photovoltaik“ 
festsetzen. Dort ist die Errichtung einer Freiflächen-Photovolta-
ikanlage geplant. Das gegenständliche Verfahren setzt daher 
gemeinsam mit der im Parallelverfahren durchgeführten Ände-
rung des Flächennutzungsplans die planungsrechtliche Grund-

lage für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. 
Für den Standort sprechen die verkehrliche Erschließung so-
wie die Nähe zu einem Netzeinspeisepunkt.  

Die Planung trägt zum notwendigen Ausbaupfad bei und ist un-
ter Klimaschutzgesichtspunkten zu befürworten. 

 

 

 

Das ist richtig. Das Verfahren zur punktuel-
len Änderung des Flächennutzungsplanes 
des Gemeindeverwaltungsverbands Müll-
heim-Badenweiler wurde am 20.10.2025 

eingeleitet.  

 

Zur Kenntnisnahme 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, Windenergie 
und Klimaschutz (per Mail an: StEWK@rpf.bwl.de) über das 

Ergebnis des Verfahrens zeitnah zu informieren. 

 

Dies wird erfolgen.  

 Regierungspräsidium Freiburg – Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 

                  (Schreiben vom 18.07.2024) 

Im Geltungsbereich des vorgenannten Verfahrens liegt kein 
Wald im Sinne von § 2 LWaldG. 

Eine indirekte Betroffenheit (Waldabstand, Ausgleichsmaßnah-
men) von Waldflächen ist ebenfalls nicht erkennbar. 

Sollten weitere Planungen und Umsetzungen die geltenden 

forstlichen Rechtsgrundlagen berühren, sind die Forstbehörden 
entsprechend zu unterrichten und anzuhören. 

Vor diesem Hintergrund, sind nach unserem aktuellen Kennt-
nisstand forstrechtliche/-fachliche Belange von dem im Betreff 
bezeichneten Verfahren nicht berührt. Eine weitere Beteiligung 

der höheren Forstbehörde am Verfahren ist daher nicht not-
wendig. 

Die untere Forstbehörde am Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald erhält Nachricht hiervon.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Die höhere Forstbehörde wird am vorliegen-
den Bebauungsplanverfahren nicht weiter 
beteiligt.  

 

 Regierungspräsidium Freiburg – Referate 54.1 – 54.4 

 (Schreiben vom 25.07.2025) 

Aus Sicht der Referate 54.1 – 54.4 des Regierungspräsidium 
Freiburg, bestehen zu o.g. Vorhaben keine Bedenken. 

Innerhalb des Bebauungsplanes befinden sich nach unserer 
Kenntnis keine IE- und Störfall-Anlagen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Regierungspräsidium Freiburg – Referat 21 – Raumordnung, Baurecht und  
                   Denkmalschutz 

 (Schreiben vom 18.08.2025) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am o.g. Bebauungsplan-
verfahren zur Errichtung einer Agri-PV-Anlage in Buggingen-
Seefelden und nehmen als Höhere Raumordnungsbehörde 
wie folgt Stellung. 

Das Plangebiet für die beabsichtigte Agri-PV-Anlage liegt inner-
halb eines in der Raumnutzungskarte des Regionalplans Südli-
cher Oberrhein ausgewiesenen Regionalen Grünzug (Vorrang-
gebiet gem. PS 3.1.1 Abs. 1 (Z) Regionalplan Südlicher 
Oberrhein). In den Regionalen Grünzügen findet eine Besied-

lung nicht statt.  

In Regionalen Grünzügen ist jedoch gemäß Plansatz 3.1.1 
Abs. 3 (Z) die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
unter der Berücksichtigung der Maßgaben des Plansatzes 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BUGGINGEN vBP „Agri-Solarpark Niederer Brühl“, 1. Anhörung 

 

9 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

4.2.2 ausnahmsweise zulässig, soweit keine weiteren Festle-
gungen des Regionalplans entgegenstehen und es sich nicht 

um Waldflächen, nicht um Gebiete mit besonderer Bedeutung 
für die Landwirtschaft (Vorrangfluren Stufe 1 gemäß Digitaler 
Flurbilanz Baden-Württemberg) und nicht um Kerngebiete, 
Trittsteine sowie Verbundkorridore des regionalen Biotopver-
bunds handelt.  

Das Plangebiet für die geplanten FF-PV-Anlagen liegt vollstän-
dig in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Landwirt-
schaft (Vorrangflur gem. Flurbilanz 2022). Der Planung steht 
daher aktuell ein Ziel der Raumordnung (PS 3.1.1 Abs. 1 
(Z)) entgegen. 

 

 

Nach Rechtskraft der Teilfortschreibung „Solar-
energie“ des Regionalplans Südlicher Ober-
rhein ist das geplante Vorhaben regionalplane-
risch zulässig, da es die Anforderungen des 
neuen Plansatzes 3.1.1 Abs. 4 und Abs. 5 er-

füllt. 

Der Zielverstoß würde nur dann nicht vorliegen, wenn der Regi-
onalplan Südlicher Oberrhein vor Satzungsbeschuss des vBP 
„Agri-Solarpark Niederer Brühl" entsprechend dem Satzungs-
beschluss der Verbandsversammlung der Region Südlicher 

Oberrhein im Mai 2025 bereits geändert wäre. Die Anwendbar-
keit der Änderung setzt das Inkrafttreten der Teilfortschreibung 
„Solarenergie“ des Regionalplans Südlicher Oberrhein voraus. 

 

Die Regionalplan-Teilfortschreibung „Solar-
energie“ ist am 21.08.2025 in Kraft getreten.  

Nach dem geänderten Plansatz 3.1.1 Abs. 5 (Z) (neu) des Re-

gionalplans wären - in einem wie hier vorliegenden Fall, dass 
die Freiflächen-Photovoltaikanlagen nicht innerhalb der neu 
festgelegten Vorbehaltsgebiete für Standorte regionalbedeutsa-
mer Freiflächen-Photovoltaikanlagen gemäß Plansatz 4.2.2.2 
liegen - die Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die die landwirt-

schaftliche Hauptnutzung nicht oder nur geringfügig einschrän-
ken (Agri-PV) und nicht bereits als standortgebundene bauliche 
Anlagen der Landwirtschaft gemäß Plansatz 3.1.1 Absatz 2 zu-
gelassen werden können, auch in landwirtschaftlichen Vorrang-
fluren ausnahmsweise zulässig.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Wir regen an, die vorliegende Planung zeitlich auf das Inkraft-
treten der Teilfortschreibung „Solarenergie“ des Regionalplans 
Südlicher Oberrhein auszurichten und die Begründung der Pla-
nung entsprechend anzupassen.                                                                              

Die Regionalplan-Teilfortschreibung „Solar-
energie“ ist am 21.08.2025 in Kraft getreten. 
Die Begründung des Bebauungsplanes wird 
entsprechend angepasst.  

Der Verband Region Südlicher Oberrhein sowie der Gemein-
deverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler erhalten Nach-
richt von diesem Schreiben.  

Zur Kenntnisnahme 

 Regierungspräsidium Freiburg – Mobilität, Verkehr, Straßen 

 (Schreiben vom 29.07.2025) 

Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) – Mobilität, Verkehr, 
Straßen - des Regierungspräsidiums Freiburg als Straßenbau-
behörde für Bundes- und Landesstraßen nimmt zur o. g. Be-

nachrichtigung nur Stellung im Hinblick auf Planungs- und Aus-
bauabsichten sowie zu Belangen der Straßenbaugestaltung im 
Zuge dieser Verkehrswege. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Nach den vorliegenden Planunterlagen ist ersichtlich, dass 
durch den Bebauungsplan keine Bebaubarkeit innerhalb des 

Anbauverbots des § 9 FStrG geschaffen werden soll. Darüber 
hinaus sind keine Veränderungen an der Bundesstraße, oder 
in deren unmittelbaren Nähe geplant, sodass gegen den Be-
bauungsplan „Agri-Solarpark Niederer Bühl“ i.d.F. vom 
24.06.2025 von unserer Seite keine Bedenken bestehen.  

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 Regierungspräsidium Stuttgart – Luftverkehr und Luftsicherheit 

 (Schreiben vom 23.07.2025) 

Nach eingehender Prüfung stellen wir fest, dass luftrechtliche 

und luftfahrttechnische Belange nicht betroffen sind.  

Wir stimmen daher dem o.g. Vorhaben zu. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 

 (Schreiben vom 18.08.2025) 

B.   Stellungnahmen der Fachbereiche 

ALB - Abfallwirtschaft 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 keine 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

320 - Gesundheitsschutz 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 

o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

410 - Baurecht & Denkmalschutz 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 
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1.1 Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der 
Raumordnung anzupassen. 

Der Regionalplan stellt für den Bereich des Plangebiets einen 
Regionalen Grünzug als auch ein Gebiet mit besonderer Be-
deutung für die Landwirtschaft dar. Inwieweit hierdurch Zielkon-
flikte entstehen oder durch die Änderung des Regionalplans 
ggf. beseitigt werden können, ist mit den Raumordnungsbehör-

den zu klären. Hierzu verweisen wir auf die Stellungnahme des 
Regionalverbands Südlicher Oberrhein vom 22.07.2025. 

 

Die Stellungnahme des Regionalverbands 

Südlicher Oberrhein vom 22.07.2025 ist in der 
vorliegenden Abwägungstabelle unter A.9 ent-
halten. Nach Inkrafttreten der Regionalplan-
Teilfortschreibung „Solarenergie“ am 
21.08.2025 steht der vorhabenbezogene Be-

bauungsplan „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ 
keinen Zielen der Raumordnung entgegen.  

1.2 Unter der Ziffer 4 der Begründung wird ausgeführt, dass 
sich der Bebauungsplan nicht aus dem rechtswirksamen Flä-

chennutzungsplan entwickelt ist und der Flächennutzungsplan 
somit im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert 
werden muss.  

Ein Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplanes des 
Gemeindeverwaltungsverbands Müllheim-Badenweiler liegt 

bisher nicht vor.  

Kennzeichnend für ein Parallelverfahren ist, dass eine inhaltli-
che Abstimmung zwischen den beiden Planentwürfen erreicht 
werden kann und die einzelnen Abschnitte beider Planverfah-
ren zeitlich derart aufeinander bezogen sind, dass eine inhaltli-

che Abstimmung möglich ist. Daher sollte das Verfahren zur 
Änderung zeitnah nachgezogen werden.  

Eine Bekanntmachung des Bebauungsplanes kann also erst 
nach Wirksamwerden einer Änderung des Flächennutzungs-
planes oder der Genehmigung des Bebauungsplanes erfolgen. 

Das Landratsamt geht davon aus, dass zum Zeitpunkt der Ge-
nehmigungsvorlage die Parallelität gegeben sein wird oder eine 
Genehmigung des Bebauungsplanes nicht erforderlich wird, 
wenn ein FNP-Verfahren entsprechend zügig abgeschlossen 
werden kann. 

Der Stand des Parallelverfahrens sollte in der Begründung zum 
Bebauungsplan entsprechend den einzelnen Planungsphasen 
ersichtlich sein. 

 

 

Das Verfahren zur punktuellen Änderung des 
Flächennutzungsplanes des Gemeindeverwal-
tungsverbands Müllheim-Badenweiler wurde 
am 20.10.2025 eingeleitet. Im Rahmen der 
punktuellen Änderung des Flächennutzungs-

planes wird das Plangebiet als eine Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung „Agri-
Photovoltaik“ ausgewiesen.  

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

 

Die Begründung des Bebauungsplanes wird 
entsprechend ergänzt.  

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 

o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Für die baurechtliche Stellungahme liegt die Zuständigkeit 
beim Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler. 

3.2 Die zur frühzeitigen Beteiligung vorliegenden Unterlagen 
beinhalten eine reine Angebotsplanung. Entsprechend den Be-
teiligungsunterlagen soll jedoch der vorhabenbezogene Bebau-

ungsplan Sondergebiet „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird er-
stellt und mit dem Bebauungsplanentwurf im 
Rahmen der Offenlage nach §§ 3 Abs. 2 und 4 

Abs. 2 BauGB veröffentlicht. Im Rahmen der 
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aufgestellt werden. Eine konkrete Vorhabens- und Erschlie-
ßungsplanung ist den Planunterlagen aber nicht beigefügt. So-

fern die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes beabsichtigt ist, ist im weiteren Verfahrensverlauf die 
konkrete Vorhabens- und Erschließungsplanung sowie die er-
forderlichen Unterlagen wie Durchführungsvertrag usw. zu er-
gänzen.  

Beabsichtigt die Gemeinde anstelle des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans die Aufstellung eines Angebotsplans, so re-
gen wir an, den Namen des Bebauungsplans zu ändern und 
auf den Zusatz “vorhabenbezogen“ zu verzichten. 

festgesetzten Nutzungen sind nur solche Vor-
haben zulässig, zu deren Durchführung sich 

der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag 
verpflichtet (vgl. planungsrechtliche Festset-
zungen Nr. 1 „Art der baulichen Nutzung“). 

 

 

Für das Plangebiet wird weiterhin der vorha-
benbezogene Bebauungsplan aufgestellt.  

3.3 Gemäß § 2 Absatz 3 BauGB sind bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung 
sind (Abwägungsmaterial) zu ermitteln und zu bewerten.  

Unter Hinweis auf die Stellungnahme des FB 540 regen wir an, 
die Interessen hinsichtlich des Ausbaus der Rheintalbahn (DB) 

in die Abwägung einzustellen. 

Gemäß dem Lageplan des landschaftspflegeri-
schen Begleitplans/Maßnahmenplans zur Aus-
bau- und Neubaustrecke Karlsruhe – Basel lie-
gen im Bereich des geplanten vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans Sondergebiet „Agri-

Solarpark Niederer Brühl“ keine Ausgleichflä-
chen des Großprojekts Karlsruhe – Basel. Die 
nächste Ausgleichfläche des Großprojekts 
grenzt im Westen (Flurstück Nr. 4380, Gemar-
kung Seefelden) direkt an den Geltungsbereich 

des geplanten Bebauungsplans an. 

3.4 Den Unterlagen zur frühzeitigen Beteiligung lag bisher kein 
Satzungsentwurf bei, so dass hierzu keine Stellungnahme er-
folgen kann. Wir bitten, einen Satzungsentwurf zur Offenlagen 

vorzulegen. 

Die Satzungstexte werden erstellt und mit dem 
Bebauungsplanentwurf im Rahmen der Offen-
lage nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

veröffentlicht.  

3.5 Die Verfahrensvermerke unter der Ziffer 1 zum Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Sondergebiet „Agri-Solarpark Nie-
derer Brühl“ sollten in die Begründung einbezogen werden, und 

nicht getrennt von der Begründung stehen. 

Die Verfahrensvermerke sind sowohl im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes als auch 
im Textteil enthalten. Daher wird von der zu-

sätzlichen Aufführung der Verfahrensvermerke 
in der Begründung des Bebauungsplanes ab-
gesehen.  

Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf den Stand der end-

gültigen Planung unter Berücksichtigung des Abwägungser-
gebnisses zu bringen. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren und zu gege-
bener Zeit um Übermittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns ggf. vorgetragenen Anregungen. 

 

Zur Kenntnisnahme 
 

Dies wird erfolgen.  

420 - Naturschutz 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 Gesetzlich geschützte Biotope 

Die in der Planzeichnung enthaltene Fläche PFG 1 umfasst ei-

nen Teilbereich des nach § 30 Abs. 2 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Nr. 6 Natur-
schutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG) gesetzlich 

 

 

 

 

Das geschützte Biotop „Feldhecken Gewann 
Entenloch“ (Biotop-Nr. 8111-315-9096) liegt 
nicht innerhalb des Bebauungsplangebiets, 
sondern grenzt unmittelbar westlich an 
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geschützten Biotops „Feldhecken Gewann Entenloch“ (Biotop-
Nr. 8111-315-9096). Gemäß Erhebungsbogen handelt es sich 

um Baumhecken, die sehr hochwüchsig und schmal ausgebil-
det sind.  

Zwischen den Bäumen wächst eine dichte Strauchschicht. Die 
Krautschicht hingegen ist nur spärlich ausgebildet. 

Das gesetzlich geschützte Biotop darf im Zuge der Planung 

nicht beeinträchtigt werden. Wir empfehlen zum Schutz des Bi-
otops, als Puffer einen breiteren Saumstreifen vorzusehen, ggf. 
mit Erweiterung des Gehölzstreifens, was sich dann auch posi-
tiv in der Ökopunktbilanzierung niederschlagen kann. 

Selbiges. Der bereits bestehende Saumstreifen 
am östlichen Heckenrand soll zum Schutz des 

Heckenbiotops erhalten und durch eine Pflanz-
bindung (PFB 1) planungsrechtlich gesichert 
werden. Durch die Ausweisung der Pflanzbin-
dung entfällt das bisher im Vorentwurf geplante 
Pflanzgebot 1 (PFG 1). Zudem wird der Schutz 

des außerhalb des Plangebiets gelegenen Bio-
tops „Feldhecken Gewann Entenloch“ (Biotop-
Nr. 8111-315-9096) durch einen ausreichend 
großen Abstand zur Baugrenze gewährleistet.  

Im Kapitel 5 der Relevanzabschätzung heißt es, dass keine Bi-
otop-Ausweisungen innerhalb des Plangebiets existieren. Dies 
entspricht nicht dem aktuellen Stand zur frühzeitigen Beteili-
gung, da das Feldhecken-Biotop ins Plangebiet integriert wer-
den soll.  

Die Sachstände der einzelnen Unterlagen sind bis zur Offen-
lage anzugleichen. 

Die Ausführungen der Relevanzabschätzung 
entsprechen dem Stand der aktuellen Planung. 
Eine Integrierung des Feldhecken-Biotops in 
das Plangebiet war zu keinem Zeitpunkt der 
Planung vorgesehen.    

1.2 Artenschutz 

Von der Fritz & Grossmann Umweltplanung GmbH wurde eine 

artenschutzfachliche Relevanzuntersuchung mit Habitatpotenti-
alanalyse durchgeführt (Stand 24.06.2025). 

Darin werden nachvollziehbar die vorhandenen Habitatstruktu-
ren für die einzelnen Arten(-gruppen) beschrieben und mit Fo-
tos visualisiert sowie tabellarisch die Betroffenheit gutachterlich 

bewertet. Demnach sind systematische Untersuchungen für 
die Avifauna, Amphibien und Reptilien erforderlich. Dies ist aus 
naturschutzfachlicher Sicht plausibel.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

In Bezug auf den Triel, eine Art aus dem Artenschutzprogramm 

des Landes Baden-Württemberg, ist die vorgeschlagene ein-
malige Begehung von der Abenddämmerung bis Mitternacht 
im Juni nicht ausreichend. Es sind die Methodenstandards von 
Südbeck et al. (2025) zugrunde zu legen. Es werden demnach 
mindestens 3 Begehungen - jeweils zur Abenddämmerung - 

bei guten Bedingungen (zusätzlich zur Brutvogelkartierung) er-
forderlich. Darüber hinaus wird der Einsatz einer Wärmebildka-
mera empfohlen. 

Zur Offenlage sind die entsprechenden Ergebnisse vorzulegen 
und bei Betroffenheit artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-

stände ein Maßnahmenkonzept auszuarbeiten. 

Wir weisen darauf hin, dass auch die Fledermausfauna be-
trachtet werden muss, wenn auch hierbei auf Untersuchungen 
verzichtet werden kann.  

Bis zur Offenlage ist eine artenschutzrechtliche Prüfung vorzu-

legen. 

Der geleistete Erfassungsaufwand bei der Er-

fassung des Triels erfüllt die fachlichen Vorga-
ben, die in den Methodenstandards von Süd-
beck et al. (2025) vorgegeben werden. Neben 
der in der Relevanzuntersuchung beschriebe-
nen Nachterfassung wurden 3 weitere gezielte 

Erhebungen zur Erfassung der Art im vorgege-
benen Zeitraum und zur geeigneten Tageszeit 
durchgeführt.  

Die Untersuchungsergebnisse und die Betrof-
fenheit des Triels werden in der Speziellen ar-

tenschutzrechtlichen Prüfung behandelt.    

Eine artenschutzrechtliche Betrachtung der 
Fledermausfauna ist in der Speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung ebenfalls enthalten.  

Eine vollumfängliche artenschutzrechtliche 

Prüfung liegt den Unterlagen bei. 
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1.3 Natura 2000 

Da die geplante Agri-PV-Anlage unmittelbar an das Vogel-

schutzgebiet „Bremgarten“ heranreicht, muss zunächst über 
eine Natura 2000-Vorprüfung geklärt werden, ob Beeinträchti-
gungen der Erhaltungsziele möglich sind. Kann dies nicht si-
cher ausgeschlossen werden, so ist eine Verträglichkeitsprü-
fung erforderlich.  

Insbesondere im Hinblick auf die Feldvogelarten, die empfind-
lich auf Kulissen reagieren, ist eine eingehende Betrachtung 
zwingend notwendig. 

 

Eine Natura 2000-Vorprüfung mit einer einge-

henden Betrachtung der empfindlich auf Kulis-
sen reagierenden Feldvogelarten liegt den Un-
terlagen bei. Eine Beeinträchtigung der 
Erhaltungsziele ist nicht erkennbar.  

 

s.o. 

1.4 Umweltbericht 

Bislang liegt dem Bebauungsplanentwurf kein Umweltbericht 
bei. Dieser ist bis zur Offenlage zu erstellen. 

Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass bei der Abschätzung 
der Beeinträchtigungen der Schutzgüter Biotope/Arten und des 
Bodens die Verankerungen für die Solarmodule, ggf. erforderli-

che Trafohäuschen, Zuwegungen etc. berücksichtigt müssen. 
Die Ökopunktbilanzierung ist entsprechend zu erstellen. 

 

Ein Umweltbericht mit Ökopunktbilanzierung 
wurde inzwischen erstellt und liegt den Unterla-
gen bei. Die Verankerungen für die Solarmo-
dule und sonstigen erforderlichen Infrastruktu-
relemente der PV-Anlage wurden bei der 

Betrachtung der Schutzgüter selbstverständlich 
berücksichtigt.   

Zur Minderung der Barrierewirkung sollte - wenn möglich - auf 
eine Einzäunung des Plangebiets verzichtet werden. In jedem 

Fall muss der Zaun jedoch für Kleintiere durchgängig sein, d. h. 
eine Mindesthöhe von 15 cm ist zu gewährleisten. 

Die Einzäunung soll ausschließlich im Bereich 
der geplanten Betriebs- und Versorgungsanla-

gen erfolgen. In den Örtlichen Bauvorschriften 
ist festgesetzt, dass zum Boden mit Zäunen 
ein Abstand von mindestens 0,15 m einzuhal-
ten ist (vgl. Örtliche Bauvorschriften Nr. 3.2 
„Einfriedungen“). Geschlossene bauliche Ein-

friedungen und Stacheldraht sind nicht zuläs-
sig, sodass die Durchgängigkeit für Kleintiere 
nicht eingeschränkt wird.  

1.5 Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen 

Soweit die Gemeinde die Durchführung des erforderlichen Aus-
gleichs anstatt durch bauplanerische Darstellung und Festset-
zungen im Bebauungsplan außerhalb eines Bebauungsplanes 
durch sonstige Maßnahmen i. S. d. § 1a Abs. 3 Satz 2 2. Halb-
satz BauGB vorsieht, ist sicherzustellen, dass die Flächen, die 

für den Ausgleich herangezogen werden, auch tatsächlich da-
für geeignet und verfügbar sind. In der Begründung ist eine da-
hingehende Aussage zur Verfügbarkeit der Flächen für die 
Ausgleichsplanungen zu treffen. Soweit der Ausgleich durch 
sonstige Maßnahmen auf Flächen vorgesehen ist, die nicht im 

Eigentum der Gemeinde stehen, ist hierfür eine vertragliche 
Regelung mit dinglicher Sicherung zu treffen. Der Vertrag sollte 
vor dem Satzungsbeschluss geschlossen sein und auch eine 
vertragliche Regelung enthalten, in der sich der/die Grund-
stückseigentümer/in zur Duldung der Umsetzung der Aus-

gleichsmaßnahmen durch die Gemeinde verpflichtet mit 

 

Bis auf einen Buntbrachestreifen für den Aus-
gleich des vom Vorhaben betroffenen Feldler-
chenbrutpaares fallen keine weiteren planex-
ternen Maßnahmen an. Eine konkrete 
Ausgleichsfläche wurde bislang noch nicht ge-

funden, wird aber rechtzeitig vor dem Sat-
zungsbeschluss nachgereicht. Die Verfügbar-
keit der Flächen wird durch den 
Vorhabenträger gewährleistet und in den Un-
terlagen entsprechend dargestellt.    
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entsprechender Sicherung im Grundbuch (beschränkt persönli-
chen Dienstbarkeit). 

1.6 Kompensationsverzeichnis 

Die ggf. erforderlichen externen Ausgleichs-/Kompensations-
maßnahmen sind von der Gemeinde in das Kompensations-
verzeichnis einzustellen (§ 18 Abs. 2 NatSchG i. V. m. § 17 

Abs. 6 Satz 2 BNatSchG). Hierfür steht den Gemeinden ein Zu-
gang zu den bauplanungsrechtlichen Abteilungen der Weban-
wendung „Kompensationsverzeichnis & Ökokonto Baden-
Württemberg“ unter https://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-
berg.de/rips/eingriffsregelung/apps/login.aspx?serviceID=33 

Zugang Kommune (Bauleitplanung) zur Verfügung. Nach Ein-
tragung der externen Ausgleichsmaßnahmen in die baupla-
nungsrechtliche Abteilung des Kompensationsverzeichnisses 
ist die Untere Naturschutzbehörde hiervon zu benachrichtigen. 

 

Eine Eintragung der planexternen Ausgleichs-
maßnahme in das Kompensationsverzeichnis 
erfolgt durch die Gemeinde. 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 

zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Zu den Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB sollte 
noch auf das Pflanzgebot gemäß § 178 BauGB hingewiesen 
werden, wonach die Gemeinde den Eigentümer verpflichten 
kann, sein Grundstück nach den getroffenen Festsetzungen zu 

bepflanzen. 

Durch die Ausweisung der Pflanzbindung 1 

(PFB 1) im Entwurf des Bebauungsplanes ent-
fällt das bisher im Vorentwurf geplante Pflanz-
gebot 1 (PFG 1). Die Nennung des § 178 
BauGB im Zusammenhang mit § 9 Abs. 1 Nr. 
25 BauGB ist somit nicht erforderlich.  

Das PFB 1 dient dem Erhalt des bestehenden 
Saumstreifens am östlichen Heckenrand und 
somit dem Schutz des außerhalb des Plange-
biets gelegenen Heckenbiotops. 

430/440 - Umweltrecht / Wasser & Boden 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können:  

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 

o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Bodenschutz 

3.1 I. Ausgangslage: 

Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll auf 
einer Fläche in der Gemeinde Buggingen eine Agri-Photovolta-
ikanlage errichtet und zu diesem Zweck die betroffene Fläche 

als „sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Agri-

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Photovoltaik“ gemäß § 11 BauNVO ausgewiesen werden. Die 
betroffene Fläche liegt vollständig: 

 im Regionalen Grünzug (Vorranggebiet) (PS 3.1.1) ge-
mäß Regionalplan Südlicher Oberrhein, 

 innerhalb der landwirtschaftlichen Vorrangflur Stufe 1, 

 außerhalb des in § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB genannten 
200-m-Korridors entlang von Autobahnen und Schie-

nenwegen.  

Gegenstand der Planung ist eine AgriPV-Anlage mit einachsig 
nachgeführten Modulen, technischen Betriebsanlagen (inkl. 
Batteriespeicher in Containern), einer GRZ von 0,35 und einem 
nicht-landwirtschaftlich genutzten Flächenanteil von bis zu 

15 % des Sondergebiets. Es ist eine Rückbauverpflichtung vor-
gesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das ist richtig.  

 

II. Fachliche Bewertung aus Sicht des Bodenschutzes: 

1. Lage in einer landwirtschaftlichen Vorrangflur Stufe 1 

Die betroffene Fläche ist als Vorrangflur Stufe 1 eingestuft – 

das bedeutet, dass es sich um landwirtschaftlich besonders 
hochwertige Böden handelt, die im Rahmen der Raumplanung 
vorrangig dauerhaft der landwirtschaftlichen Nutzung vorbehal-
ten bleiben sollen. Die vorliegende Gesamtbewertung der Bo-
denfunktionen liegt zwischen 2,87 und 3,33, was auf eine über-

durchschnittliche bis sehr hohe Bodenfruchtbarkeit, 
Wasserspeicherfähigkeit und Filterfunktion hinweist. 

Die vorgesehene Umwidmung in eine Sonderbaufläche stellt – 
trotz teilweiser Weiterbewirtschaftung – eine dauerhafte Nut-
zungsänderung dar, die den übergeordneten landwirtschaftli-

chen Vorrangstatus unterläuft. Eine vollständige Wiederherstel-
lung des ursprünglichen Boden- und Nutzungszustands nach 
Rückbau ist nicht gesichert. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme  

 

 

 

 

Das Konzept des Agri-Solarparks ermöglicht 
die landwirtschaftliche Nutzung parallel zur Ge-
winnung von Solarenergie. Es ist davon auszu-
gehen, dass abhängig von der Wahl der Nutz-
pflanzen, etwa 85 % der Fläche ackerbaulich 

genutzt werden können. Eine Rückbauver-
pflichtung stellt zudem sicher, dass die Anlage 
nach Aufgabe des Betriebs vollständig zurück-
gebaut und die in Anspruch genommenen Flä-
chen wiederhergestellt werden. Aufgrund des 

geringen Versiegelungsgrades sind die Auswir-
kungen auf das Schutzgut Boden gering. Eine 
dauerhafte Nutzungsänderung besteht nicht.  

2. Geplanter Versiegelungsgrad und technische Überprägung 

Die im Bebauungsplan festgelegte Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,35 impliziert eine erhebliche baulich-technische Überde-
ckung der betroffenen Fläche. Selbst bei einer nur teilweisen 
Flächenversiegelung sind nachhaltige Beeinträchtigungen der 
natürlichen Bodenfunktionen zu erwarten. Ein derartiger Ver-

siegelungsgrad steht im Widerspruch zum Grundsatz der 

 

Die GRZ wird auf 0,3 reduziert. Das Konzept 
des Agri-Solarparks reduziert die technische 
Überprägung gegenüber herkömmlichen PV-
Anlagen deutlich. Der vergrößerte Reihenab-
stand und die Rammbauweise ohne Betonfun-

damente sorgen für eine möglichst bodenscho-
nende Herstellung. Dies ist für die weitere 
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sparsamen und schonenden Bodennutzung gemäß § 1a Abs. 
2 Baugesetzbuch. 

 

 

 

Zur Reduktion der baulichen Überprägung ist eine präzise Er-
mittlung und verbindliche Festlegung der GRZ in enger Abstim-

mung mit dem zuständigen Landratsamt erforderlich.  

Dabei ist sicherzustellen, dass der überwiegende Teil der Agri-
Photovoltaikanlage unversiegelt bleibt, insbesondere durch den 
Einsatz von Punktfundamenten und einer bodenschonenden 
Aufständerung der Module. 

Ziel dieser Maßnahmen ist es, durch konstruktive Optimierun-
gen – wie den Einsatz leichterer Bauweisen sowie die Minimie-
rung der Flächen für technische Betriebsanlagen – die Flä-
cheninanspruchnahme so gering wie möglich zu halten und die 
technische Überdeckung auf ein notwendiges Mindestmaß zu 

beschränken. 

landwirtschaftliche Nutzung auch erforderlich. 
Die Vereinigung landwirtschaftlicher und ener-

giewirtschaftlicher Interessen durch das Kon-
zept der Agri-PV-Anlage steht im Sinne des 
Grundsatzes der sparsamen und schonenden 
Bodennutzung gemäß § 1a Abs. 2 BauGB.  

 

Die GRZ wird auf 0,3 reduziert.  

 

 

Die Planung sieht einen möglichst geringen 
Versiegelungsgrad durch Rammbauweise, ver-

größerten Abstand der Modultische etc. bereits 
vor.  

 

3. Alternativer Standort: 

Grundsätzlich wird empfohlen, eine Prüfung alternativer Stand-
orte vorzunehmen, die eine geringere bodenkundliche Wertig-

keit aufweisen, um die Beeinträchtigung hochwertiger landwirt-
schaftlicher Böden zu minimieren. 

Eine Alternativenprüfung wurde vom Vorha-
benträger im Vorfeld der Planung durchgeführt. 
Hierbei erwiesen sich vor allem die im Pla-

nungsraum vorherrschende Eigentumsverhält-
nisse und die fehlende Bereitschaft zur Flä-
chenbereitstellung als stark limitierende 
Faktoren. Ein aus bodenkundlicher Sicht güns-
tigerer Standort steht als Planungsalternative 

nicht zur Verfügung.   

4. Planungsrechtliche und raumordnerische Widersprüche: 

Das Plangebiet liegt im Regionalen Grünzug Südlicher Ober-
rhein, der der Sicherung der freien Landschaft und ihrer Funkti-

onen dient. Die geplante Anlage könnte zu einer dauerhaften 
funktionalen Entwertung des betroffenen Raums führen. 

Entsprechend der Stellungnahme des Regio-
nalverbands Südlicher Oberrhein wurde die 
Regionalplan-Teilfortschreibung „Solarenergie“ 

beschlossen. Im Rahmen der Teilfortschrei-
bung sind die raumordnerischen Vorgaben für 
Agri-PV-Anlagen angepasst worden, so dass 
das geplante Vorhaben nach Rechtskraft der 
Teilfortschreibung „Solarenergie“ seit dem 

21.08.2025 zulässig ist.  

III. Fazit und fachbehördliche Empfehlung: 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht kann dem Vorhaben in der 
geplanten Form nicht zugestimmt werden. 

Das geplante Sondergebiet greift in erheblichem Maße in hoch-
wertige landwirtschaftliche Böden ein, die als Vorrangflur Stufe 
1 besonders schutzwürdig sind. Die damit verbundene techni-
sche Überdeckung sowie die langfristige planerische Nutzung 
und damit Entwertung der Fläche widersprechen den Grunds-

ätzen des Bodenschutzrechts und der Raumordnung. 

 

 

 

Wie vorangehend dargelegt, berücksichtigt die 
vorliegende Planung die Belange des Boden-
schutzes und der Raumordnung. Die Konzep-

tion als Agri-PV-Anlage ermöglicht eine boden-
schonende Umsetzung und gewährleistet 
gleichzeitig den Erhalt landwirtschaftlicher 
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Auch bei Vorliegen einer Rückbauverpflichtung kann nicht ge-
währleistet werden, dass die ursprüngliche Funktionsfähigkeit 

des Bodens vollständig wieder hergestellt wird. Zur Minimie-
rung nachhaltiger Beeinträchtigungen ist daher die Erstellung 
und Umsetzung eines umfassenden Bodenmanagement- und 
Rückbaukonzepts erforderlich. Dieses Konzept soll unter ande-
rem eine kontinuierliche bodenpflegerische Begleitung wäh-

rend der gesamten Betriebs- und Rückbauphase sicherstellen, 
um die Erhaltung und Wiederherstellung der Bodenstruktur und 
-qualität bestmöglich zu gewährleisten. 

Nutzung. Die Vorbehalte seitens der Behörde 
können nicht nachvollzogen werden. 

Das Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 
„Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben“ wird sofern erforderlich der 
unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig vor 
Baubeginn vorgelegt. Die Inhalte entsprechen 

den Vorgaben nach DIN 19639, Seite 21, Ta-
belle 3: 

- Vorhabenbeschreibung / Planungsvor-
gaben 

- Bodenbezogene Datenerfassung / Be-

wertung 

- Auswirkungen / Beeinträchtigungen 

- Maßnahmen zur Vermeidung und Ver-
minderung 

- Bodenschutzplan 

- Vermittlung von Informationen 

- Dokumentation 

- Rekultivierungsmaßnahmen 

IV. Empfehlung: 

Es wird empfohlen, das Vorhaben auf eine geeignete Alterna-
tivfläche mit geringerer bodenkundlicher Wertigkeit und inner-
halb des 200-m-Korridors gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB zu 
verlagern – etwa in den Bereich der neu geplanten Rheintal-
bahn. Dort wäre eine geringere Beeinträchtigung hochwertiger 

Böden zu erwarten und die Vereinbarkeit mit bodenschutz- und 
raumplanerischen Grundsätzen besser gegeben.  

 

Eine Alternativenprüfung wurde vom Vorha-
benträger im Vorfeld der Planung durchgeführt. 
Hierbei erwiesen sich vor allem die im Pla-
nungsraum vorherrschende Eigentumsverhält-
nisse und die fehlende Bereitschaft zur Flä-

chenbereitstellung als stark limitierende 
Faktoren. Ein aus bodenkundlicher Sicht güns-
tigerer Standort steht als Planungsalternative 
nicht zur Verfügung. 

3.2 Altlasten 

Keine Altlasten.  

Die Flächen befinden sich im Einflussbereich einer Schwerme-
tallbelastung (Schwemmfächer). Im Fachinformationssystem 
Boden- und Altlastenkataster (FIS-BAK) sind sie als soge-

nannte Verdachtsflächen für schädliche Bodenveränderungen 
erfasst.  

Die Schwermetallgehalte im Planungsbereich liegen jedoch in 
einem Bereich, der keine Beeinträchtigung der Bodenfunktio-
nen zur Folge hat. 

Anbau- oder Nutzungseinschränkungen bestehen nicht. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.3 Oberflächengewässer/Gewässerökologie/Hochwasser-
schutz/Starkregen 
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In der aktuellen Fassung der Hochwassergefahrenkarten ist 
der Bereich des geplanten Agri-Solarparks beim HQextrem teil-

weise von Überflutungen mit einer Wassertiefe von bis zu ca. 
0,4 m betroffen. Es handelt sich demnach hier um ein Risikoge-
biet außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78 b 
WHG. Aufgrund § 78 b Abs. 1 Ziffer 2 WHG ist für die geplan-
ten Anlagen eine hochwassersichere Bauweise vorzusehen. 

Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass der fragliche Standort 
im Einflussgebiet der Hochwasserschutzmaßnahmen für die 
Neubaustrecke / Tieflage 3./4. Gleis der DB liegt.  

Mit Umsetzung der sich derzeit im wasserrechtlichen Planfest-
stellungsverfahren befindlichen Hochwasserschutzmaßnah-

men wird das Gebiet dann später als hochwasserfrei gelten. 

 

Darauf wird im Bebauungsplan in Kapitel 4, 

Punkt 1 „Grundwasserschutz und Hochwasser-
gefahr“ hingewiesen.  

Auf eine hochwassersichere Bauweise wird 
geachtet.  

 

Dies wird in Kapitel 4, Punkt 1 ergänzt.  

 

Zur Kenntnisnahme 

Wir empfehlen, kritische Infrastruktur wie Trafohäuschen und 
dgl. außerhalb der prognostizierten Überschwemmungsbereich 
zu platzieren. Die Solarpanelen selbst werden sich nach unse-

rer Einschätzung oberhalb des sich einstellenden Wasserspie-
gels befinden. 

Die Empfehlung wird dankend entgegenge-
nommen und in die Hinweise des Bebauungs-
planes aufgenommen.  

Des Weiteren empfehlen wir auch die Ergebnisse der Starkre-
gengefahrenkarten der Gemeinde Buggingen in die Planung 

mit einfließen zu lassen, da auch diese auf ungefähr der Hälfte 
der überplanten Flächen Überflutungsbereiche z.B. beim sog. 
außergewöhnlichen Ereignis anzeigen. 

 

Dies wird in den Hinweisen des Bebauungspla-

nes ergänzt.  

 

450 Gewerbeaufsicht 

2.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können:  

2.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 

o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und –verwertung sowie im 
Sinne des Boden- und Klimaschutzes soll im Planungsgebiet 
gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassenausgleich erfolgen 
(zum Beispiel durch Geländemodellierung), wobei der Baugru-
benaushub vorrangig auf den Grundstücken verbleiben und 

darauf wieder eingebaut werden soll, soweit Dritte dadurch 
nicht beeinträchtigt werden.  

Für den Fall, dass ein Erdmassenausgleich nicht möglich sein 
sollte, sind die Gründe hierfür in der Begründung zum Bebau-
ungsplan bzw. im Landschaftspflegerischen Begleitplan darzu-

legen. 

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich 
um die Errichtung einer Agri-PV-Anlage, so-
dass die Auswirkungen auf das Schutzgut Bo-

den sehr gering sind und kein Baugrubenaus-
hub notwendig ist. Das Konzept des Agri-
Solarparks ermöglicht die landwirtschaftliche 
Nutzung parallel zur Gewinnung von Solar-
energie. Es ist davon auszugehen, dass ab-

hängig von der Wahl der Nutzpflanzen, etwa 
85 % der Fläche ackerbaulich genutzt werden 
können. Eine Rückbauverpflichtung stellt zu-
dem sicher, dass die Anlage nach Aufgabe des 
Betriebs vollständig zurückgebaut und die in 

Anspruch genommenen Flächen wiederherge-
stellt werden.  
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Sofern ein Erdmassenausgleich im Bereich des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans nicht möglich ist, sind überschüs-

sige Erdmassen anderweitig zu verwerten. Diesbezüglich soll 
die Gemeinde selbst Maßnahmen ermitteln. Unbelasteter 
Erdaushub kann für Bodenverbesserungen, für Rekultivie-
rungsmaßnahmen oder anderen Baumaßnahmen verwendet 
werden, soweit dies technisch möglich, wirtschaftlich zumutbar 

und rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinnvollen Verwertung des 
Materials kann eine Entsorgung auf einer Erdaushubdeponie 
als letzte Möglichkeit in Frage kommen. 

 

Wie vorangehend dargelegt, werden mit der 

Errichtung der geplanten Agri-PV-Anlage keine 
großen Auswirkungen auf das Schutzgut Bo-
den verbunden, da die Fläche größtenteils 
ackerbaulich genutzt werden soll und die Solar-
module in Ständerbauweise im Rammverfah-

ren zu errichten sind. Es sind keine überschüs-
sigen Erdmassen zu erwarten, die anderweitig 
verwertet werden müssen.  

3.2 Blendwirkung 

Bei der Aufstellung von Photovoltaikanlagen ist darauf zu ach-
ten, dass keine Beeinträchtigungen (Anwohner, Verkehr 
(Straße, Bahn)) zu befürchten sind, z.B. durch Blendwirkung.  

Von einer Anlage ausgehendes Licht wird nach § 3 Abs. 3 BIm-

SchG als Emission gewertet. Kommt es infolge einer Lichte-
mission zur Einstrahlung auf Personen, bzw. schützenswerte 
Räume, so ist dies eine Lichtimmission gemäß § 3 Abs. 2 BIm-
SchG welche unter das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) fällt. 

Durch die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-
schutz (LAI) wurde ein Dokument veröffentlicht, welches die 
Bewertung störender Lichtimmissionen konkretisiert. In Anhang 
2 dieses Leitfadens werden Photovoltaikanlagen in ihrer Blend-
wirkung betrachtet und in deren störenden Wirkung bewertet. 

Es wird empfohlen die Lichtimmissionen bereits auf Ebene der 
Bauleitplanung durch ein geeignetes Fachbüro untersuchen zu 
lassen. 

3.3 Von Seiten der Gewerbeaufsicht bestehen keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die vorliegende Planung. Die Ge-

werbeaufsicht hat keine ergänzenden Anregungen oder Hin-
weise vorzutragen. 

 

 

 

 

Das Plangebiet befindet sich mindestens in 1 

km Entfernung zu einer Siedlung, Bahnstrecke 
und Straße und ist von diesen zum Teil durch 
Grünstrukturen abgeschirmt, sodass eine Be-
einträchtigung der Verkehrsteilnehmer oder 
Anwohner durch von der Agri-PV-Anlage ggf. 

ausgehenden Blendwirkungen nicht zu erwar-
ten ist. Daher wird von der Untersuchung von 
Lichtimmissionen abgesehen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

470 Vermessung & Geoinformation 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-

gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können:  

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

3.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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520 - Brand & Bevölkerungsschutz 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-

gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können:  

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme  

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

530 - Wirtschaft & Klima 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 

zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Die Errichtung eines Agri-Solarparks auf der Gemarkung 
der Gemeinde Buggingen wird ausdrücklich begrüßt. Klima-
schutzmaßnahmen sind die wirksamsten Mittel zur Verlangsa-
mung des Klimawandels. Die Produktion von erneuerbarem 

Strom reduziert den Einsatz fossiler Energien und damit die 
Emission von Treibhausgasen als Ursache des Klimawandels. 
Gerade regenerativer Strom spielt eine herausragende Rolle 
bei der Energiewende, da er für die Sektorenkopplung (Ver-
knüpfung von Strom-Wärme/Kälte-Mobilität) unerlässlich ist. 

Die Verfügbarkeit von erneuerbarem Strom ist für die Energie-
transformation von in der Region ansässigen Unternehmen 
wichtig, wodurch wiederum Arbeitsplätze und Gewerbesteuer-
einnahmen gesichert werden. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Der Standort liegt in einem vorbelasteten Gebiet unter einer 
Stromtrasse. Die Technologie der Agri-Photovoltaik ermöglicht 
eine Doppelnutzung von Flächen, wobei die landwirtschaftliche 
Nutzung nach wie vor klar im Vordergrund steht. Die Über-
dachung von landwirtschaftlichen Kulturen mit Solarmodulen 

bringt erwiesenermaßen für diverse Kulturpflanzen positive Ef-
fekte: Schutz vor Hagel, Starkregen, Sonnenbrand, Spätfrost 
und Verdunstung. Der Einsatz von Fungiziden kann durch eine 
geringere Benetzung der Pflanzen mit Regenwasser reduziert 
und die Erntezeit insgesamt verlängert werden. Zudem kann 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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der vor Ort gewonnene Strom für die Bewässerung eingesetzt 
werden. 

3.2 Wir regen an, eine finanzielle Beteiligungsmöglichkeit für 
die Bürgerschaft zu schaffen, sodass die örtliche Bevölkerung 
von der Anlage profitiert und die Akzeptanz des Solarparks ge-
steigert wird. 

 

Zur Kenntnisnahme 

540 - Flurneuordnung  

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können:  

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 Das komplette Gebiet des Bebauungsplanes befindet sich 
im Gebiet der angeordneten Flurbereinigung Buggingen-Rhein-

tal (DB). Für diese Flurstücke ist durch die Aufstellung dieses 
Bebauungsplanes eine gleichwertige Abfindung an anderer 
Stelle nicht mehr möglich; diese Flurstücke sind künftig als be-
dingt zu betrachten und können in der Flurbereinigung nur mit 
Zustimmung der Eigentümer verändert oder verlegt werden. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.2 Im Laufe des Flurbereinigungsverfahrens werden wir prü-
fen, ob wir das Gebiet des Bebauungsplanes mittels eines Än-
derungsbeschlusses nach § 8 Abs. 1 FlurbG aus dem Flurbe-
reinigungsverfahren Buggingen-Rheintal (DB) zu gegebener 

Zeit ausschließen werden. 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.3 In die Flurbereinigung können nur ganze Flurstücke einbe-
zogen werden. Um den erwähnten Ausschluss aus dem Flur-
bereinigungsverfahren durchführen zu können, muss die Ge-
meinde Buggingen die Grenze des Bebauungsplangebietes 

feststellen sowie das nur teilweise im Bebauungsplan befindli-
che Flurstück (Flst. 4350) an der Grenze des Bebauungsplans 
zerlegen lassen. Der daraufhin erstellte Fortführungsnachweis 
ist Grundlage für den unter Punkt 1 erwähnten Änderungsbe-
schluss. 

 

 

Der Vorhabenträger befindet sich diesbezüg-
lich bereits in Abstimmung mit der Gemeinde 

Buggingen und den zuständigen Behörden.  

2.4 Durch den Ausschluss des Bebauungsplangebietes aus 
dem Flurbereinigungsverfahren verringert sich die abzugsfä-
hige Fläche für das Unternehmen (Flächenbedarf für den Aus-
bau der Bahn). Deshalb muss die Gemeinde Buggingen eine 

evtl. dadurch bedingte Abzugserhöhung durch Einlage in das 
Flurbereinigungsverfahren bereitstellen. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.5 Wir bitten um die weitere Beteiligung im Aufstellungspro-
zess des Bebauungsplans. 

Eine weitere Beteiligung wird im Rahmen der 
Offenlage nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen.  

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Siehe Punkt 2.0. 

 

Zur Kenntnisnahme 
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580 - Landwirtschaft 

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-

gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 keine 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Die überplante Fläche mit 12,7 ha wird derzeit ackerbau-

lich, überwiegend für den Spargelanbau, genutzt. Die Fläche ist 
gemäß der digitalen Flurbilanz von Baden-Württemberg der 
„Vorrangflur“, also den hochwertigsten landwirtschaftlichen Pro-
duktionsflächen zuzuordnen. Sowohl 650 m nordöstlich als 
auch südlich ist jeweils eine Fläche als Vorranggebiet für Solar-

energie im Regionalplan Südlicher Oberrhein ausgewiesen. Es 
sollte überprüft werden, ob nicht diese Flächen als Sonderge-
biet für Agri-PV-Anlage ausgewiesen werden. 

 

 

 

Die im Bereich der Vorranggebiete für Solar-
energie liegenden Flächen stehen dem Vorha-
benträger nicht zur Verfügung. 

3.2 Aus landwirtschaftlicher Sicht wird der Erhalt der landwirt-

schaftlich nutzbaren Fläche zu mindestens 85 % begrüßt. 

Zur Kenntnisnahme 

3.3 Folgende Hinweise sind im weiteren Verlauf zu berücksich-
tigen: 

 Keine Bewirtschaftungseinschränkungen für die an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 

 Keine Schadensersatzforderung gegenüber den Land-
wirten aufgrund Staubs, Spritzmittel oder Ähnlichem 
auf den Solarmodulen, die auch bei Bewirtschaftung 

der umliegenden und internen Landwirtschaftsflächen 
nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis 
nicht auszuschließen sind. 

 Die Zufahrt zu und von landwirtschaftlichen Grundstü-
cken muss nach einer Planumsetzung erhalten blei-
ben. 

 Wenn durch die Baumaßnahmen Teile des Bereg-
nungssystems beschädigt oder verlegt werden müs-
sen, ist die Funktionsfähigkeit des Beregnungsnetzes 

während der Baumaßnahme und danach sicher zu 
stellen. Mögliche Schäden und Systemumlegungen 
sind zu ersetzen. 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden in den Bebauungsplan in 
Kapitel 4, Punkt 7 „Angrenzende landwirt-

schaftliche Flächen“ aufgenommen.  

 Kompensationsmaßnahmen: 

Der Verbrauch von weiteren landwirtschaftlichen Flä-
chen für naturschutzfachliche Eingriffs-/ Ausgleichs-

maßnahmen ist dringend zu vermeiden. Bei der 

 

Aus artenschutzrechtlichen Gründen ist eine 
populationsstützende Maßnahme zum Aus-
gleich eines Feldlerchenbrutpaars umzusetzen. 
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Festsetzung von externen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ist gemäß §15 (3) BNatSchG auf agrar-

strukturelle Belange Rücksicht zu nehmen. Es ist vor-
rangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch 
durch Maßnahmen zur Entsiegelung, zur Wiederver-
netzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaf-
tungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften 

Aufwertung des Naturhaushalts oder der Landschaft 
dienen, erbracht werden kann, um zu vermeiden, dass 
Flächen aus der Nutzung genommen werden. 

Bei der geplanten Inanspruchnahme landwirtschaftlich 
genutzter Flächen für Ersatz- und Ausgleichsmaßnah-

men ist die zuständige Landwirtschaftsbehörde gemäß 
NatSchG §15 (6) bei der Auswahl der Flächen frühzei-
tig, d.h. noch in der Planungsphase zu beteiligen. 

Bei der Flächenwahl werden agrarstrukturelle 
Belange berücksichtigt.  

Des Weiteren weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass 

auf Flächen, die der Kompensation von Eingriffen die-
nen und in das Kompensationsverzeichnis eingetra-
gen werden, dauerhaft keine Fördergelder aus Agra-
rumweltprogrammen (z.B. FAKT/LPR) beantragt und 
in Anspruch genommen werden dürfen und auch eine 

Anrechnung als ökologische Vorrangfläche im Rah-
men des Greening nicht möglich ist.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Entschädigungen für künftigen Mehraufwand bei der 
Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen bzw. 

Minderertrag in Menge und Qualität landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse sind daher ggf. privatrechtlich zu re-
geln. Dies sollte bereits bei der Planung und Kalkula-
tion von Maßnahmen, insbesondere der dauerhaften 
Pflege, berücksichtigt werden. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

650/660 - Untere Straßenverkehrsbehörde und Landkreis 
als Straßenbaulastträger  

1.0 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-
gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können: 

1.1 keine 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.0 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o.g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes: 

2.1 keine 

 

Zur Kenntnisnahme 

3.0 Anregungen und Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit 
zu dem o.g. Plan mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

3.1 Von dem Vorhaben sind keine klassifizierten Straßen 
(Kreis-, Landes- oder Bundesstraßen) betroffen. 

Für die Beurteilung der verkehrsrechtlichen Belange ist der Ge-

meindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler als Untere 
Straßenverkehrsbehörde selbst zuständig. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Die Stellungnahme des Gemeindeverwaltungs-
verbands Müllheim-Badenweiler ist in der vor-

liegenden Abwägungstabelle unter A.10 ent-
halten.   
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 Verband Region Südlicher Oberrhein 

 (Schreiben vom 22.07.2025) 

Wir danken Ihnen für die Beteiligung am Bebauungsplanver-
fahren zur Errichtung einer Agri-PV-Anlage in Buggingen-See-
felden. Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung. 

Die geplanten Agri-PV-Anlage ist raumbedeutsam und liegt in 

einem Regionalen Grünzug (Vorranggebiet gem. PS 3.1.1 Abs. 
1 (Z) Regionalplan Südlicher Oberrhein). 

In Regionalen Grünzügen ist gemäß Plansatz 3.1.1 Abs. 3 (Z) 
die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA 
einschließlich Agri-PV-Anlagen) unter der Berücksichtigung der 

Maßgaben des Plansatzes 4.2.2 ausnahmsweise zulässig, so-
weit keine weiteren Festlegungen des Regionalplans entge-
genstehen und es sich nicht um 

 Waldflächen, 

 Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Landwirt-
schaft, 

 Kerngebiete, Trittsteine sowie Verbundkorridore des 
regionalen Biotopverbunds handelt. 

Die geplanten FF-PVA liegt sowohl in einem Regionalen Grün-
zug als auch in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung für die 
Landwirtschaft (Vorrangflur gem. Flurbilanz 2022). Einer FF-

PVA steht in diesem Bereich daher aktuell ein Ziel der Raum-
ordnung (PS 3.1.1 Abs. 1 (Z)) entgegen. 

Die Aussagen zu den regionalplanerischen Festlegungen unter 
Ziffer 3.1 der Begründung zum Bebauungsplan sind diesbe-
züglich falsch bzw. unvollständig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

Die Aussagen zu den regionalplanerischen 
Festlegungen unter Ziffer 3.1 der Begründung 
werden entsprechend angepasst.  

Im Rahmen der Teilfortschreibung „Solarenergie“ des Regio-
nalplans Südlicher Oberrhein sollen 

 eine Differenzierung von „konventionellen“ FF-PVA 
und solchen, die die landwirtschaftliche Hauptnutzung 
nicht oder nur geringfügig einschränken (Agri-PV-
Anlagen), eingeführt und 

 die Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Land-
wirtschaft in Regionalen Grünzügen für Agri-PV-

Anlagen geöffnet 

werden (vgl. www.vrso.de/solar, neuer PS 3.1.1 Abs. 4 und 5). 

Der Satzungsbeschluss ist im Mai 2025 gefasst worden. Der 
fortgeschriebenen Regionalplan kann voraussichtlich Ende Au-
gust 2025 Rechtskraft erlangen, wenn das MLW keine rechtli-

chen Einwendungen erhebt. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Die Regionalplan-Teilfortschreibung „Solar-
energie“ ist am 21.08.2025 in Kraft getreten.   
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Nach Rechtskraft der Teilfortschreibung „Solarenergie“ wäre 
das Vorhaben regionalplanerisch zulässig, da es die Anforde-

rungen des neuen Plansatzes 3.1.1 Abs. 4 und Abs. 5 erfüllt. 
Dies ist in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechend 
darzulegen. 

 

Die Begründung wird entsprechend ergänzt 

(vgl. Ziffer 3.1 der Begründung). 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren sowie in der 

durchzuführenden FNP-Änderung. 

Eine weitere Beteiligung zum Bebauungsplan 

wird im Rahmen der Offenlage nach § 4 Abs. 2 
BauGB erfolgen. Für den Vorentwurf der punk-
tuellen Flächennutzungsplanänderung wird 
zeitnah die frühzeitige Beteiligung nach § 4 
Abs. 1 BauGB durchgeführt. 

 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim - Badenweiler 

 (Schreiben vom 22.07.2025 sowie vom 07.08.2025, eingegangen am 12.08.2025) 

Stellungnahme vom 22.07.2025 

Wie bereits fernmündlich mit Ihrem Büro kommuniziert wider-
spricht der Bebauungsplan „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ 
dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB). 

Da der Bebauungsplan nicht aus dem rechtsgültigen Flächen-

nutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Müllheim-
Badenweiler entwickelt werden kann - dies geht auch aus der 
von Ihnen verfassten Begründung zum o. g. Bebauungsplan 
hervor - , ist eine (punktuelle) Flächennutzungsplanänderung 
erforderlich, die beim Gemeindeverwaltungsverband bis dato 

nicht beantragt ist. Auch aus der heutigen Stellungnahme des 
Verbandes Region südlicher Oberrhein geht dieses Erfordernis 
eindeutig hervor.  

Inhaltlich sehen wir die Voraussetzungen für ein sogenanntes 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB als gegeben an. 

Aus den vorgenannten Gründen kann derzeit keine qualifizierte 
Stellungnahme von unserer Seite abgegeben werden. 

 

 

 

 

 

 

Der Antrag auf Änderung des Flächennut-
zungsplanes wurde am 03.09.2025 gestellt. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Stellungnahme vom 07.08.2025 

Zu oben angeführtem Bebauungsplanverfahren nehmen wir 

aus bauplanungsrechtlicher Sicht wie folgt Stellung: 

Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan nicht dem Ent-
wicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB entspricht, wonach Be-
bauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
sind. 

Aus diesem Grunde bleibt die punktuelle Änderung des Flä-
chennutzungsplanes des Gemeindeverwaltungsverbandes 
Müllheim – Badenweiler abzuwarten. 

 

 

 

Das Verfahren zur punktuellen Änderung des 
Flächennutzungsplanes des Gemeindeverwal-

tungsverbands Müllheim-Badenweiler wurde 
am 20.10.2025 eingeleitet. Im Rahmen der 
punktuellen Änderung des Flächennutzungs-
planes wird das Plangebiet als eine Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung „Agri-

Photovoltaik“ ausgewiesen.  
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Außerdem verweisen wir auf die Stellungnahme des Verbands 
Region Südlicher Oberrhein 22.07.2025. 

Die Stellungnahme des Verbands Region Süd-
licher Oberrhein vom 22.07.2025 ist der vorlie-

genden Abwägungstabelle unter A.9 enthalten.  

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren. Eine weitere Beteiligung wird im Rahmen der 
Offenlage nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen. 

 Eisenbahn-Bundesamt 

 (Schreiben vom 22.07.2025) 

Ihr Schreiben ist am 22.07.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt 
eingegangen und wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen 

bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststel-
lungsbehörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bun-

des. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Auf-
gaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes berühren.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der 
Planung insofern berührt, als dass sich diese im Planfeststel-
lungsabschnitt 8.9 der Aus- und Neubaustrecke Karlsruhe – 
Basel befindet. Ferner grenzt die (stillgelegte) Anschlussbahn 
nach Heitersheim unmittelbar an. 

Um die Angelegenheit in angemessener Form 
berücksichtigen zu können, wurden vorab die 
genaue Maßnahmenbeschreibung mit Lage-
plan der betroffenen Maßnahmen bei der Deut-
sche Bahn AG angefordert. Die angeforderten 

Unterlagen wurden dem Büro Fritz & Gross-
mann Umweltplanung GmbH am 01.09.2025 
per E-Mail zugestellt.  

Gemäß dem Lageplan des landschaftspflegeri-
schen Begleitplans/Maßnahmenplans zur Aus-

bau- und Neubaustrecke Karlsruhe – Basel lie-
gen im Bereich des geplanten vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Sondergebiet 
„Agri-Solarpark Niederer Brühl“ keine Aus-
gleichflächen des Großprojekts Karlsruhe – 

Basel. Die nächste Ausgleichfläche des Groß-
projekts grenzt im Westen (Flurstück Nr. 4380, 
Gemarkung Seefelden) direkt an den Gel-
tungsbereich des geplanten Bebauungsplans 
an. Mögliche Auswirkungen der Planung auf 

die im Bereich der Maßnahmenfläche stocken-
den Feldhecke und den darin nachgewiesenen 
geschützten Arten (v.a. Mauereidechse und 
Vögel) wurden im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Untersuchung überprüft. Entspre-
chend den Ergebnissen der Untersuchung 

können vorhabensbedingte erhebliche 
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Auswirkungen auf die geschützten Arten sicher 
ausgeschlossen werden. 

Darüber hinaus befinden sich, wie in Ihren Unterlagen darge-
stellt, mehrere Bahnstromfernleitungen über Ihrem Planungs-
gebiet.   

Meinerseits bestehen keine Bedenken, ich bitte jedoch um die 

Beteiligung der Infrastrukturbetreiberin DB InfraGO AG als Trä-
gerin öffentlicher Belange und als Grundstückseigentümerin 
über die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, 
dbsimm.nl.kar.flaeche@deutschebahn.com.  

 

Zur Kenntnisnahme 

Die Stellungnahme der Deutsche Bahn AG, 
DB Immobilien und der DB Energie GmbH ist 

in der vorliegenden Abwägungstabelle unter 
A.12 und A.13 enthalten. Eine weitere Beteili-
gung wird im Rahmen der Offenlage nach §§ 3 
Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB erfolgen.  

Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit 
Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbe-
triebsanlagen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Deutsche Bahn AG 

 (Schreiben vom 04.08.2025, eingegangen am 05.08.2025) 

Die DB AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG (ehemals 
DB Netz AG / DB Station & Service AG) und der DB Energie 
GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hier-

mit folgende Gesamtstellungnahme der Träger öffentlicher Be-
lange zum o.g. Verfahren.   

Dem geplanten Vorhaben kann noch nicht zugestimmt werden.  

Wir bitten darum, die die nachfolgende Stellungnahme zu be-
achten und einzuhalten und die geänderten Planunterlagen er-

neut einzureichen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Im angefragten Bereich für den „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ 
liegen Ausgleichsflächen (Gehölzstreifen mit Nistkästen) im 
PfA 8.4 für das Großprojekt Karlsruhe – Basel.  

Zu den Auswirkungen von Solarmodulen auf Ackerflächen auf 

in benachbarten Gehölzen in Nistkästen brütenden Vögeln sind 
uns keine Untersuchungen bekannt. Zudem wissen wir nicht, 
wie die Anlage ausgestaltet ist. So können die Module in unter-
schiedlichen Höhen über dem Boden installiert werden. Denk-
bare anlagebedingte Störwirkungen sind etwa Lichtreflektionen 

auf den spiegelnden Modulen und grundsätzliche das Vorhan-
densein eines in der Landschaft fremden großflächigen Ele-
ments. 

Vor dem Hintergrund mangelnder Studien/Erfahrungen bzgl. 
möglicher Negativwirkungen und ohne Kenntnis der genauen 

Ausführung der Anlage schlagen wir einen Abstand von 50 m 
zur Grundstücksgrenze auf dem Flurstück 4382 in der Gemar-
kung Buggingen vor, mit dem dann Störeffekte jedenfalls auf 
die kastenbrütenden Vögel wahrscheinlich mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen werden können (nicht allerdings die 

Negativwirkungen, die die Anlage auf die bestehende 

Um die Angelegenheit in angemessener Form 
berücksichtigen zu können, wurden vorab die 
genaue Maßnahmenbeschreibung mit Lage-
plan der betroffenen Maßnahmen bei der Deut-

sche Bahn AG angefordert. Die angeforderten 
Unterlagen wurden dem Büro Fritz & Gross-
mann Umweltplanung GmbH am 01.09.2025 
per E-Mail zugestellt.  

Gemäß dem Lageplan des landschaftspflegeri-

schen Begleitplans/Maßnahmenplans zur Aus-
bau- und Neubaustrecke Karlsruhe – Basel lie-
gen im Bereich des geplanten vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Sondergebiet 
„Agri-Solarpark Niederer Brühl“ keine Aus-

gleichflächen des Großprojekts Karlsruhe – 
Basel. Die nächste Ausgleichfläche des Groß-
projekts grenzt im Westen (Flurstück Nr. 4380, 
Gemarkung Seefelden) direkt an den Gel-
tungsbereich des geplanten Bebauungsplans 

an. Mögliche Auswirkungen der Planung auf 
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Vogelfauna im Raum haben kann, insbesondere auf die vor-
kommenden bodenbrütenden Arten Triel, Feldlerche und Wie-

senschafstelze durch Lebensraumverlust und Störwirkungen. 
Das müsste in einer eigenständigen Umweltprüfung betrachtet 
werden).  

Alternativ ist ein Gutachten vorzulegen, welches eine Beein-
trächtigung der oben benannten Tiere widerlegt. 

Den vollständigen Erhalt der Gehölzstrukturen setzen wir bei 
dieser Einschätzung voraus. 

die im Bereich der Maßnahmenfläche stocken-
den Feldhecke und den darin nachgewiesenen 

geschützten Arten (v.a. Mauereidechse und 
Vögel) wurden im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Untersuchung überprüft. Entspre-
chend den Ergebnissen der Untersuchung 
können vorhabensbedingte erhebliche Auswir-

kungen auf die geschützten Arten sicher aus-
geschlossen werden.  

Des Weiteren sind die Ausführungen der Stellungnahme der 
DB Energie GmbH mit dem Aktenzeichen I.ET-S-SW 3 RS 

vom 31.07.2025 in der Planung zu berücksichtigen.  

Die Stellungnahme der DB Energie GmbH 
vom 31.07.2025 ist in der vorliegenden Abwä-

gungstabelle unter A.13 enthalten und wird bei 
der Planung berücksichtigt.  

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit 
des Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke 

nicht gefährdet oder gestört werden.  

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanla-
gen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körper-
schall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), 

die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.  

Für sämtliche Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der 
Baumaßnahme entstehen, haftet der Antragsteller in vollem 
Umfang.  

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Durch die genannten Immissionen entstehen 
keine negativen Auswirkungen auf die geplante 
Agri-PV-Anlage.  

 

Zur Kenntnisnahme 

Sämtliche Kosten, die der DB AG aus der Baumaßnahme ent-
stehen, sind vom Antragsteller zu tragen und werden geson-
dert in Rechnung gestellt. Die Abrechnung erfolgt nach den 
„Allgemeinen Vertragsbedingungen für außertarifliche Leistun-
gen der DB AG (AVBL)“.   

Wir verweisen auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn. Für alle zu 
Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse, welche aus der 
Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des Bau-
vorhabens abgeleitet werden können und sich auf Betriebsan-
lagen der Eisenbahn auswirken, kann sich eine Haftung des 

Bauherrn ergeben.   

Wir empfehlen daher vor Baubeginn eine erneute Beteiligung 
der DB AG, DB Immobilien, bei allen Baumaßnahmen durch 
den Bauherrn.   

Bei Bauten, die nicht im Genehmigungsfreistellungsverfahren 

errichtet werden, ist die DB als Nachbar am Verfahren zu betei-
ligen. 

Die Beteiligungen und Anfragen sind an die folgende Stelle zu 
richten:  

Deutsche Bahn AG  

DB Immobilien  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Gutschstraße 6  
76137 Karlsruhe  

E-Mail: dbsimm.nl.kar.flaeche@deutschebahn.com 

 DB Energie GmbH 

 (Schreiben vom 31.07.2025, eingegangen am 05.08.2025) 

Die von Ihnen am 21.07.2025 zugesandte Anfrage haben wir 
auf die Belange der DB Energie GmbH hinsichtlich der öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften überprüft.  

Im Geltungsbereich der Anfrage, verläuft die o.g. planfestge-
stellte 110-kV-Bahnstromleitung. Die Leitung verfügt über einen 

Annäherungsbereich von 60 m (je 30 m beiderseits der Tras-
senachse).  

Die folgende Stellungnahme gilt ausschließlich für die o.g. 110 
kV, 16,7 Hz Bahnstromleitung der DB Energie in dem definier-
ten Mastbereich. Für eine abschließende Stellungnahme benö-

tigen wir noch Ihre detaillierte Realisierungsplanung.  

Maßgebend sind nicht die aus den Planunterlagen abgeleiteten 
Werte, sondern die in der Örtlichkeit tatsächlich vorhandenen 
Abstände bzw. Höhen. Dies bezieht sich auch auf die Richtig-
keit des Bahnstromleitungsverlaufes. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Die 110-kV-Bahnstromleitung ist im zeichneri-
schen Teil des Bebauungsplanes dargestellt. 
Innerhalb des Annäherungsbereichs der Tras-
senführung sind in einem Abstand von 19 m 

zur Leitungsmitte Module und bauliche Anla-
gen unzulässig (vgl. Baugrenze). 

Übernehmen Sie bitte in den Bebauungsplan als Festsetzun-
gen:  

1. Die endgültigen Bauausführungspläne sind rechtzeitig 
bei uns zur Prüfung und Zustimmung (vorgeschrie-

bene Sicherheitsabstände) einzureichen. Die Höhen-
angaben zur Oberkante der Bauwerke sind darin auf 
Meter über NN zu beziehen. Der Abstand der Bau-
werke zur Leitungsachse ist anzugeben. 

 

 

Dies wird in den Bebauungsplan in Kapitel 4, 
Punkt 5.2 „Bestehende 110-kV-Bahnstromlei-
tung“ aufgenommen. Die geplanten Module 
können in einem Abstand von mindestens 19 
m zum Bahnstromleitungsverlauf errichtet wer-

den (vgl. Baugrenze).  

2. Kranstandorte dürfen nur so gewählt werden, dass der 
Kran zu keinem Zeitpunkt in die Bahnstromleitung fal-
len kann. Ein Überschwenken der Bahnstromleitung 

mit dem Kranausleger sowie allen An-/ und Aufbauten 
des Krans darf zu keinem Zeitpunkt stattfinden. 

 

Dies wird in die Hinweise des Bebauungspla-
nes aufgenommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 5.2). 

3. Kranstandorte dürfen nur so gewählt werden, dass der 
Kran zu keinem Zeitpunkt in die Bahnstromleitung fal-
len kann. Ein Überschwenken der Bahnstromleitung 

mit dem Kranausleger sowie allen An-/ und Aufbauten 
des Krans darf zu keinem Zeitpunkt stattfinden. Eine 
Annäherung des Krans oder Teile des Krans um mehr 
als 3 m an unsere Bahnstromleitung inkl. Mast ist un-
tersagt. 

 

 

Dies wird in den Hinweisen des Bebauungspla-

nes ergänzt.  

4. Im Rahmen der Planung von Beleuchtungs-, Lärm-
schutz- und Beregnungsanlagen ist die Einwilligung 
der DB Energie einzuholen. 

 

Zur Kenntnisnahme 
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5. Im Bereich des Schutzstreifens müssen die Abstände 
gem. DIN VDE 0210 und DIN VDE 0105 eingehalten 

werden. 

 

Zur Kenntnisnahme 

6. Die Standsicherheit der Maste muss gewahrt bleiben. 
In einem Radius von 10 Metern von der Fundament-
kante aus gesehen, dürfen keine Abtragungen bzw. 

Aufschüttungen von Erdreich durchgeführt werden. 

 

Die Maststandorte befinden sich außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs-
planes.  

7. Aufschüttungen, Abtragungen oder sonstige Maßnah-

men, die das Erdniveau erhöhen, dürfen innerhalb des 
Schutzstreifens nur mit Zustimmung der DB Energie 
GmbH vorgenommen werden. Dies gilt auch für die 
Dauer von Baumaßnahmen. 

 

Auch dies wird in die Hinweise des Bebau-
ungsplanes aufgenommen (vgl. Kapitel 4, 
Punkt 5.2). 

8. Die Zufahrt, in einer Breite von 6 Metern, zu den Mast-
standorten der Bahnstromleitung mit LKW muss jeder-
zeit gewährleistet sein. Es muss damit gerechnet wer-
den, dass die Leiterseile für Instandhaltungs- und 
Umbauarbeiten abgelassen werden müssen. Weiter-

hin kann es im Zuge von Instandhaltungsarbeiten nötig 
sein das Umfeld temporär im Traversenbereich groß-
flächig abzudecken, um Verschmutzungen zu verhin-
dern. Einschränkungen in diesem Zeitraum sind zu to-
lerieren. Eine Umzäunung von Maststandorten ist 
nicht zulässig. 

 

 

Die Maststandorte befinden sich außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs-
planes. Mit der Baugrenze wird ein ausrei-

chend großer Abstand zu den Leiterseilen ein-
gehalten. Eine Umzäunung von 
Maststandorten ist nicht vorgesehen.  

9. Durch die Unterbauung der Bahnstromleitungen mit 
PV-Anlagen können Verschattungen auftreten. Witte-
rungsabhängig kann es bei den Bahnstromleitungen 

zu Eisansatz kommen, wodurch Eisabwurf entstehen 
kann. Weiterhin werden unsere Bahnstromleitungen 
von Vögeln als Ruheplätze genutzt, wodurch es unter 
den Anlagen zu vermehrten Kotablagerungen kom-
men kann. 

 

Eine Unterbauung der bestehenden 110-kV-
Bahnstromleitungen ist durch die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes ausgeschlossen. 
Eine Unterbauung ist ausschließlich im Bereich 
der 380-kV-Höchstspannungsfreileitung der 

Transnet BW GmbH geplant.  

10. Bei gewerblichen PV-Anlagen im Annäherungsbereich 
der Bahnstromleitungen ist ein abgestimmtes Brand-
schutzkonzept der Anlage vorzulegen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

11. Die im Erdreich befindlichen Erdungsbänder (Bandei-

sen) dürfen nicht beschädigt werden. 

Dies wird in den Hinweisen des Bebauungspla-

nes ergänzt. 

12. Bitte beachten Sie, dass bei dem Bauvorhaben Ar-
beitsgeräte wie Kran, Autokran, Bagger etc. nur be-
dingt zum Einsatz kommen können. Eine Prüfung und 

eine Freigabe durch die DB Energie ist erforderlich. 
Die zur Prüfung eingereichten Unterlagen sollten einen 
Lageplan, EOK Höhen, Höhen der Arbeitsgeräte in 
Meter über NN und Abstände zur Trassenachse bein-
halten. 

 

 

Auch dies wird in die Hinweise des Bebau-
ungsplanes aufgenommen (vgl. Kapitel 4, 
Punkt 5.2). 



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BUGGINGEN vBP „Agri-Solarpark Niederer Brühl“, 1. Anhörung 

 

32 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

13. Für den Fall, dass Antennen, Blitzableiter, Reklameta-
feln, und ähnliches angebracht werden, sind diese 

extra von der DB Energie GmbH zu genehmigen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

14. Eventuell im Leitungsschutzstreifen zu pflanzenden 
Gehölze sind im Benehmen der DB Energie zulässig. 

Zur Kenntnisnahme 

15. Im Übrigen verweisen wir auf die von der 110-kV-Lei-
tung ausgehenden Feldemissionen - elektrische und 
magnetische - Felder. Die Beurteilung der Felder er-
folgt nach der 26. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. (Verordnung über 

elektro-magnetische Felder) - 26.BImSchV - vom 
26.02.2016. Darin sind Schutz- und Vorsorgegrenz-
werte für elektrische und magnetische Felder festge-
legt, die dort einzuhalten sind, wo sich Menschen nicht 
nur vorübergehend aufhalten   

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

16. Wir weisen zu den Messungen der elektrischen Felder 
darauf hin, dass die 110-kV-Bahnstromleitungen mit 
16,7 Hz betrieben werden. Die Vorsorgegrenzwerte für 
die magnetische Feldstärke nach der „Verordnung 

über elektromagnetische Felder“ – 26. BImSchV vom 
26.02.2016, betragen umgerechnet auf 16,7 Hz 300 
µT für die ganztägige Einwirkdauer auf Personen. 
Diese Grenzwerte werden im Einwirkungsbereich der 
Leitung bei weitem nicht erreicht. Bei Fragen hinsicht-

lich der elektromagnetischen Felder wenden Sie sich 
bitte an den Ersteller dieser Stellungnahme. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

17. Darüber hinaus ist mit einer Beeinflussung von Monito-
ren, medizinischen Untersuchungsgeräten und ande-

ren auf magnetische Felder empfindlich reagierenden 
Geräten zu rechnen. Auch eine Beeinträchtigung des 
Funk- und Fernsehempfanges ist möglich. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

18. Wir bitten dies bei der Abwägung besonders zu be-
rücksichtigen und regen an, im Erläuterungsbericht un-

ter „Nutzungskonflikte“ den gekennzeichneten Text mit 
aufzunehmen. 

 

Die Hinweise zur 110-kV-Bahnstromleitung 
werden in Kapitel 4, Punkt 5.2 aufgenommen.  

19. Im Übrigen werden wir unsere Belange ggf. im Zuge 
des Baugenehmigungsverfahrens ausführlich darle-

gen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

20. Erfahrungsgemäß führt die in der Öffentlichkeit ge-
führte Diskussion über die möglichen Folgen der Feld-
einwirkung auf Menschen und der damit verbundenen 

Verunsicherung zu Vorbehalten bei der Kaufentschei-
dung von Grundstücken, sowie bei der späteren Nut-
zung von Gebäuden, wenn diese sich innerhalb des 
Leitungsbereiches befinden. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleitungen der Bundeswehr 

 (Schreiben vom 18.07.2025) 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage wer-
den Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen da-
her zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als 
Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg 

 (Schreiben vom 31.07.2025, eingegangen am 01.08.2025) 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Kirchstraße/Bachstraße" 

in Buggingen-Seefelden, Landkreis Breisgau-Hochschwarz-
wald 

Gegen das Vorhaben haben wir keine Bedenken, allerdings 
befindet sich das Plangebiet des Bebauungsplans in einer 
zentralen Lage innerhalb des laufenden Flurbereinigungsver-

fahrens Buggingen-Rheintal (DB).  

Aufgrund der Lage bitten wir Sie um eine enge Abstimmung mit 
der unteren Flurbereinigungsbehörde des Landkreises Breis-
gau-Hochschwarzwald. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Der Vorhabenträger befindet sich diesbezüglich 

bereits in Abstimmung mit der Gemeinde Bug-
gingen und den zuständigen Behörden. 

 Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e.V. 

 (Schreiben vom 31.07.2025) 

Vielen Dank für Ihr Schreiben und die Möglichkeit unser Anlie-
gen als Interessensverband wahrnehmen zu können. Wir haben 
keine Einwände in Bezug auf das Projekt „Vorhabenbezogener 

Bebauungsplan „Agri-Solarpark Niederer Brühl“ in Buggingen-
Seefelden; Frühzeitige Beteiligung als Behörde oder sonstiger 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB“. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Selbstverständlich bitten wir um einen schonenden Umgang mit 

landwirtschaftlichen Nutzflächen vor Ort und die Vermeidung 
von Störungen der wirtschaftlichen Tätigkeiten ansässiger und 
angrenzender Landbewirtschafter:  

 Versehentliche Aufschüttung, bzw. Lagerungen von 
Erdaushub auf den bewirtschafteten landwirtschaftli-
chen Flächen vor Ort sind unbedingt zu vermeiden.  

 

 

Darauf wird im Bebauungsplan in Kapitel 4, 
Punkt 7 „Angrenzende landwirtschaftliche Flä-
chen“ hingewiesen.  

 Wir bitten darum, stets die Abstandsregeln in Bezug auf 
Aufschüttungen, Pflanzungen und anderen möglichen 

Bebauungen im Sinne des Nachbarrechts einzuhalten, 
damit die Landwirte vor Ort ohne Einschränkungen Ih-
rer Tätigkeit auf angrenzenden Nutzflächen nachgehen 
können; dies impliziert auch mögliche Verschattungen 
oder Einträge von Fremdmaterial (insbesondere in der 

Erntezeit). Dies sollte sowohl während als auch nach 
dem Bauprojekt stets gewährleistet sein.  

 

 

Dies wird im Bebauungsplan in Kapitel 4, Punkt 
7 „Angrenzende landwirtschaftliche Flächen“ er-
gänzt.  
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 Die von angrenzenden Landwirten zur Bewirtschaftung 
Ihrer Flächen benötigten Wirtschaftswege sind stets 
freizuhalten. Für den Fall, dass diese Wirtschaftswege 
im Rahmen der Projektumsetzung kurzfristig blockiert 

werden müssten, muss eine Absprache mit den ent-
sprechenden Landwirten, bevor die Maßnahme durch-
geführt wird, erfolgen. In dieser Absprache ist der ge-
naue Zeitrahmen für die vorübergehende 
Inanspruchnahme des Wirtschaftsweges zu klären und 

dann auch einzuhalten, damit der Landwirt Planungssi-
cherheit hat. Die Verfügbarkeit der Wirtschaftswege für 
den Landwirt sollte stets Vorrang haben, insbesondere 
in der Erntezeit.  

 

 

 

Auch dies wird in den Bebauungsplan aufge-
nommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 7 „Angrenzende 
landwirtschaftliche Flächen“). 

 IHK Südlicher Oberrhein 

 (Schreiben vom 06.08.2025) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 18.7.2025 und die Mög-
lichkeit, in o. g. Bebauungsplanverfahren Stellung zu nehmen. 

Aus Sicht der Industrie- und Handelskammer Südlicher Ober-
rhein wird nach derzeitigem Stand Folgendes geäußert: 

Im Nordwesten der Gemeinde Buggingen soll auf einem Areal 
von insgesamt ca. 12,7 ha eine Photovoltaik-Freiflächenanlage 
(FF-PVA) in Kombination mit Landwirtschaft als so genannte 

Agri-PV-Anlage errichtet und betrieben werden und der hierzu 
erforderliche Bebauungsplan aufgestellt werden. Der Agri-Solar-
park soll derart gestaltet sein, dass auf 85 % der Flächen eine 
landwirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich ist. Bei den zu nut-
zenden Flächen handelt es sich um derzeit „intensiv genutzte 

Ackerflächen“ im Norden der Gemarkung Buggingen, welche 
gemäß Flurbilanz 2022 als Vorrangflur, d.h. als eine Fläche mit 
der höchsten Wertigkeit für eine landwirtschaftliche Nutzung ka-
tegorisiert ist. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Die IHK unterstützt den beschleunigten dezentralen Ausbau er-
neuerbarer Energien, soweit er auf geeigneten Flächen bzw. an 
geeigneten Standorten stattfindet. Bei den heutzutage i.a.R. 
große Flächen einnehmenden Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
gen sollten u.a. bei einer Bewertung neben anderen umweltbe-

zogenen Auswirkungen aus unserer Sicht – standortbezogen – 
insbesondere die Lenkung solcher Anlagen auf möglichst „tech-
nisch“ bereits vorbelastete Flächen inkl. deren Umgebung, die 
grundsätzlich hohe Flächeninanspruchnahme (und somit auch 
die Zielrichtung einer möglichst hohen Leistungsdichte) und die 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild eine besondere Rolle 
spielen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Bei dem geplanten Vorhaben soll festgesetzt werden, dass die 
nicht-landwirtschaftliche Nutzung, höchstens 15 % der Sonder-

gebietsfläche einnehmen darf. Für die PV-Module inkl. 

Dies ist in den planungsrechtlichen Festsetzun-
gen Nr. 1 „Art der baulichen Nutzung“ und unter 

Nr. 2.1 „Grundflächenzahl“ festgesetzt.  
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notwendiger Nebenanlagen verbleiben somit nur wenige Pro-
zent! Die vorliegende Agri-PVA wird u.E. somit die gleiche tech-

nische Überprägung der Landschaft, die gleiche Flächeninan-
spruchnahme und voraussichtlich eine ähnlich aufwändige 
Anlageninfrastruktur verursachen wie eine reine FF-PVA mit we-
sentlich höherer Leistung und wesentlich höherem Energieer-
trag. 

 

 

s.o. 

Mit der künftig geltenden Teilfortschreibung „Solarenergie“ des 
Regionalplanes werden innerhalb der Regionalen Grünzüge 
vorgeprüfte Vorbehaltsgebiete für Standorte regionalbedeutsa-
mer Freiflächen-PV-Anlagen festgelegt, so auch zwei solcher 

Gebiete für Buggingen. In diesen werden FF-PVA grundsätzlich 
zulässig sein. Die aktuell vorgesehene Fläche hingegen liegt so-
wohl im Regionalen Grünzug, als auch in einer landwirtschaftli-
chen Vorrangflur, jedoch nicht in einem Vorbehaltsgebiet. Künf-
tig, s. Stellungnahme des Verbandes Region Südlicher 

Oberrhein vom 22.7.2025, werden FF-PVA hier und auch nur 
dann zulässig sein, wenn es sich dabei um Agri-PVA handelt. 

 

 

Die Regionalplan-Teilfortschreibung „Solar-
energie“ ist am 21.08.2025 in Kraft getreten. 

Die Stellungnahme des Regionalverbands 
Südlicher Oberrhein vom 22.07.2025 ist in der 
vorliegenden Abwägungstabelle unter A.9 ent-
halten. 

Das Vorbehaltsgebiet F-102 würde deutlich siedlungsnäher als 
die aktuelle Fläche „Niederer Brühl“ liegen, sie hätte zudem eine 

geeignete Flächengröße für große leistungsfähige FF-PVA’s 
und könnte große Energieerträge bringen, da die räumliche 
Leistungsdichte wesentlich höher sein könnte. Wurde diese Flä-
che auch in Erwägung gezogen? 

 

Das Vorbehaltsgebiet F-102 steht dem Vorha-

benträger nicht zur Verfügung.  

In den Planunterlagen finden sich bisher nur wenige Details zum 
Vorhaben an sich. Es wird angeregt, diese entsprechend zu er-
gänzen. Welche maßgeblichen Vorteile für die (konkret hier vor-
gesehene) Landwirtschaft und welche Synergieeffekte ergeben 
sich aus dem Kombi-Vorhaben? Welche Leistung wird die PVA 

haben und mit welchem Energieertrag wird gerechnet, wie viele 
Haushalte könnten bspw. versorgt werden?  

Der landwirtschaftliche Betrieb kann sich durch 
die zusätzlichen Einnahmen diversifizieren und 
breiter aufstellen, was ihn gegen Schwankun-
gen in der Landwirtschaft absichert. Gleichzeitig 
baut er nicht rein auf die PV, da die landwirt-

schaftliche Nutzung zu mindestens 85 % erhal-
ten bleibt. 

Hinzu kommt der potenzielle direkte landwirt-
schaftliche Nutzen, der durch die Zusatzver-
schattung durch die Module entsteht. In heißen, 

trockenen Jahren (die sich auch in Zukunft häu-
fen werden) kann die Feldfrucht vor zu viel di-
rekter Einstrahlung geschützt und Bodenfeuch-
tigkeit länger erhalten werden. Dies kann zu 
landwirtschaftlichen Mehrerträgen führen. 

Bei 7,5MW installierter Leistung und 1.420 
kWh/kWp (dank Tracker 30 % mehr als bei her-
kömmlichen Anlagen) produziert die Anlage 
jährlich 10.650.000 kWh, was rechnerisch in 
etwa 3000 Haushalten entspricht. 

Wurden Alternativflächen auch in der Ausführung als reine FF-
PVA geprüft und im Vergleich zum aktuellen Vorhaben betrach-
tet? Der Bewertung des Vorhabens als „ressourcenschonende 

Eine Alternativenprüfung wurde vom Vorhaben-
träger im Vorfeld der Planung durchgeführt. 
Hierbei erwiesen sich vor allem die im 
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Erzeugung von erneuerbaren Energien“, wie in der Begründung 
dargelegt, kann zumindest nach derzeitigem Kenntnisstand 

nicht gefolgt werden. 

Planungsraum vorherrschende Eigentumsver-
hältnisse und die fehlende Bereitschaft zur Flä-

chenbereitstellung als stark limitierende Fakto-
ren. Ein aus bodenkundlicher Sicht günstigerer 
Standort steht als Planungsalternative nicht zur 
Verfügung. 

Frage: Inwiefern handelt es sich um einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan?  

Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind 
nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durch-
führung sich der Vorhabenträger im Durchfüh-
rungsvertrag verpflichtet (vgl. planungsrechtli-
che Festsetzungen Nr. 1 „Art der baulichen 

Nutzung“). 

 Netze BW GmbH 

 (Schreiben vom 18.08.2025) 

Die Netze-BW ist nicht der zuständige Netzbetreiber. Zur Kenntnisnahme 

 PLEdoc GmbH 

 (Schreiben vom 21.07.2025) 

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen 

hierzu mit, dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der 
geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

 OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

 Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

 Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nord-
bayern, Schwaig bei Nürnberg 

 Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH 
(MEGAL), Essen 

 Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft 
mbH (METG), Essen 

 Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft 
mbH & Co. KG (NETG), Dortmund  

 Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Es-
sen 

 Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgas-
speicher Epe, Eschenfelden, Krummhörn 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz 
der Eingriffsfolgen entnehmen wir den Unterlagen, dass die 

Kompensationsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festge-
legt werden bzw. keine Erwähnung finden. 

Aus gesamtbilanzieller Sicht sind keine Aus-
gleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebiets 

erforderlich. Aus artenschutzrechtlichen Grün-
den ist eine populationsstützende Maßnahme 
zum Ausgleich eines Feldlerchenbrutpaars um-
zusetzen. 
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Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexter-
ner Ausgleichsflächen eine Betroffenheit von uns verwalteter 

Versorgungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. Wir bitten 
um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um weitere Betei-
ligung an diesem Verfahren. 

Zur Kenntnisnahme 

Eine weitere Beteiligung wird im Rahmen der 

Offenlage nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgen.  

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan 
markierte Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe die-
nen nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbe-
reichs bedarf immer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Anlage(n) 

Übersichtskarte 

 

Zur Kenntnisnahme 

      

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Terranets bw GmbH 

 (Schreiben vom 21.07.2025, eingegangen am 23.07.2025) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am oben genannten Be-
bauungsplanverfahren.  

Im Geltungsbereich des oben genannten Bebauungsplanes 
(gilt nur für rot markierten Bereich) liegen keine Anlagen der 

terranets bw GmbH sowie des Zweckverbandes Gasversor-
gung Oberschwaben (GVO), so dass wir von dieser Maß-
nahme nicht betroffen werden.  

Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist nicht erforderlich.  

Bitte stellen Sie zukünftige Anfragen ausschließlich über das 

BIL-Portal www.bil-leitungsauskunft.de.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Die Terranets bw GmbH wird am vorliegenden 
Bebauungsplanverfahren nicht weiter beteiligt.  
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Zur Kenntnisnahme 

Zeichendarstellung Bestandsplan 

Freistellungsvermerk 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die im 
Bestandsplan enthaltenen Angaben hinsichtlich Lage 
unverbindlich sind. Mit Abweichungen muss gerechnet werden. 
Die Haftung für unrichtige Leitungseintragung ist 

ausgeschlossen. Es ist zu beachten, dass erdverlegte 
Leitungen nicht zwingend geradlinig und auf dem kürzesten 
Weg verlaufen. Oberirdisch sichtbare Leitungsmarkierungen 
lassen keinen Rückschluss auf den Leitungsverlauf zu. 
Maßgeblich für die Lage und Höhe der Anlagen ist deren 

Ausweisung durch das zuständige Betriebspersonal. Nach 
deren Maßgabe ist die genaue Lage und der Verlauf der 
Anlagen durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, 
Suchschlitze, Handschachtung) festzustellen. Dies gilt sowohl 
für die Gashochdruckleitungen als auch für das 

Betriebszubehör wie Telekommunikationslinien und Anlagen 
des kathodischen Korrosionsschutzes. Die abgegebenen 
Pläne geben den Bestand zum Zeitpunkt der 
Auskunftserteilung wieder. Die Pläne dürfen nur zu dem 
angegebenen Zweck verwendet werden. Eine Weitergabe an 
Dritte – auch auszugsweise – ist nicht erlaubt. Die Auskunft gilt 

nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für eigene 
bzw. im Auftrag dokumentierte Anlagen, so dass noch mit 
Anlagen anderer Unternehmen gerechnet werden muss. Die 
Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus dem Plan ist nicht 
zulässig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Zur Kenntnisnahme 

 Deutsche Telekom Technik GmbH 

 (Schreiben vom 25.07.2025) 

Vielen Dank für Ihr Schreiben im Zuge des Bebauungsplans 
„Agri-Solarpark Niederer Brühl“ der Gemeinde Buggingen  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 

§ 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-
ter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben.            

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  

Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikations-
linien der Telekom.  

Zur Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfra-
struktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekom-

munikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plange-
biets erforderlich.  

Im Baugebiet sind von uns zurzeit keine Maßnahmen beab-
sichtigt oder eingeleitet, die für die Bebauung bedeutsam sein 
können.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Transnet BW GmbH 

 (Schreiben vom 28.07.2025) 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer 
Leitungsdokumentation abgeglichen. 

Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes betreibt die 
TransnetBW GmbH die o.g. Leitungsanlage. Ihre Anfrage 
wurde unter der Nummer 2024.2462 registriert (bitte in Folge 
mit angeben). 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage liegt teilweise 
innerhalb des technischen Schutzstreifens unserer o.g. 

Höchstspannungsfreileitung. Im Anhang stellen wir Ihnen zur 
besseren Einordnung die Unterlagen der 
Höchstspannungsfreileitungsanlage zur Verfügung. Aus diesen 
sind der Leitungsverlauf und die Lage der Schutzstreifen zu 
ersehen. Die Daten sind nur zum zweckgebundenen Gebrauch 

bestimmt, eine Weitergabe an unbeteiligte Dritte ist untersagt.  

 

 

Der Leitungsverlauf und die Lage der Schutz-
streifen entsprechen den Darstellungen im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes.  

Eine Unterbauung im Bereich des technischen Schutzstreifens 
unserer Leitungsanlage sehen wir als sehr kritisch an. Daher 
empfehlen wir eine Begrenzung der Baufenster bis zum 

technischen Schutzstreifen. Ist dies nicht möglich, sind 
folgende Hinweise im Bebauungsplanverfahren zu 
berücksichtigen: 

 

Eine teilweise Unterbauung der Schutzstreifen 
der Leitungsanlage ist unumgänglich. Die Hin-
weise der Transnet BW GmbH werden bei der 
weiteren Planung beachtet.  

 Für die Prüfung des Bauvorhabens benötigen wir 
Planunterlagen mit entsprechenden 
Schnittzeichnungen und Höhenangaben (NHN-

Höhen). Erst nach dieser Detailprüfung können wir 
dem Vorhaben endgültig zustimmen. 

 Unsere Leitungsanlage und ihre Schutzstreifen sowie 
Maststandorte müssen nach der 
Planzeichenverordnung (PlanZV) im zeichnerischen 
Teil des Bebauungsplans dargestellt werden. 

 Für den Bereich der Verschneidung dinglicher 
Schutzstreifen mit dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplans muss ein Leitungsrecht 

festgeschrieben werden (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB). Innerhalb dieser mit dem Leitungsrecht 
belegten Flächen gelten die folgenden allgemeinen 
Auflagen. Diese sind vollständig im textlichen Teil des 
Bebauungsplans festzuhalten. 

 

Die Schnittzeichnung mit Höhenangaben ist 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan zu ent-
nehmen.  

 

Sowohl die Höchstspannungsfreileitung als 

auch die Schutzstreifen sind bereits im zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes enthal-
ten.  

 

Die Schutzstreifen werden über Leitungsrechte 

gesichert (vgl. planungsrechtliche Festsetzun-
gen Nr. 7 „Leitungsrechte“). Die Auflagen wer-
den teils in die Festsetzungen und teils in die 
Hinweise übernommen.   

1. Die Einrichtung von jeglichen Photovoltaikanlagen im 
Bereich des Schutzstreifens der Leitungsanlage ist nur 
unter Einhaltung der geltenden Sicherheitsabstände 
nach DIN VDE 50341 und 0100 zulässig. Bitte planen 

Sie mindestens 6,80 m Abstand zwischen Leiterseil 
und Oberkante (gemäß Profilplan Vollausbau) des 
Solarmoduls ein. Sämtliche Anlagenbauteile erhalten 
im Schutzstreifen eine Höhe von maximal 5 m.   

Innerhalb des Schutzstreifens (Teilfläche 1) 
darf die max. zulässige Höhe baulicher Anla-
gen sowie die Modulhöhe 5,0 m nicht über-
schreiten (vgl. planungsrechtliche Festsetzung 

Nr. 2.2 „Höhe der baulichen Anlagen“). Die Ab-
standsregelung ist in den planungsrechtlichen 
Festsetzungen Nr. 7 „Leitungsrechte“ enthal-
ten.  

2. In dem Bereich zwischen den Masten 147 und 148, 
der im angehängten Lageplan (4555_LPPoe_Mast14-
151_Blatt35.1_241211.pdf) orange gekennzeichnet 
ist, ist eine durchgängige maximale Modulhöhe von 5 
m über EOK nicht möglich, da es zu 

Unterschreitungen der vorgeschriebenen 
Mindestabstände zwischen den spannungsführenden 
Leiterseilen und Moduloberkante kommen kann. Diese 

 

Der orange gekennzeichnete Bereich befindet 
sich außerhalb der Baugrenze.  

 

Zur Kenntnisnahme 

 



FRITZ & GROSSMANN / GEMEINDE BUGGINGEN vBP „Agri-Solarpark Niederer Brühl“, 1. Anhörung 

 

41 

INHALT DER STELLUNGNAHME 

ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Bereiche sind im Zuge der Detailplanung 
(Modulbelegungsplan, Anlagenplanung, 

Bebauungsplan) mit der TransnetBW und der Amprion 
GmbH gesondert abzustimmen oder gänzlich von 
Solarmodulen freizuhalten. 

Der betroffene Bereich wird gänzlich von Solar-
modulen freigehalten (siehe Baugrenze). 

     

3. Die im angehängten Lageplan dargestellten 
Zuwegungen sind die aktuelle Planung zur Umsetzung 
des o.g. Projektes P310 (Zubeseilung Daxlanden-
Kühmoos) der Amprion GmbH. Die im übermittelten 
Entwurf dargestellte Zuwegung auf dem Gelände des 

PV-Parks ist grundsätzlich denkbar, solange die 
Anforderungen an die Zuwegungen (s.o.) eingehalten 
werden. Die Nutzbarkeit dieser Wege muss der 
TransnetBW und der Amprion GmbH vertraglich 
zugesichert werden. 

 

 

 

Die Zuwegungen erfolgen über die bestehen-
den landwirtschaftlichen Wege und befinden 
sich zum Teil im Randbereich des Sonderge-

biets.  

4. Einwirkungen und Maßnahmen, die den Bestand oder 
Betrieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden, 
dürfen nicht vorgenommen werden. 

Darauf wird im Bebauungsplan hingewiesen 
(vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 380 kV-Freileitung 
Transnet BW). 

5. Geländeveränderungen im technischen Schutzstreifen 

der Leitungsanlage sind nur in Abstimmung mit der 
TransnetBW GmbH zulässig. 

 

Dies ist in den Hinweisen enthalten.  

6. Wir möchten schon im Vorfeld darauf hinweisen, dass 
der Einsatz von Baugeräten (z. B. das Aufstellen eines 

Baukranes) im Bereich der Leitung nur eingeschränkt 
möglich ist. Eine Freischaltung der Stromkreise ist 
wegen der hohen Auslastung der Stromnetze 
grundsätzlich nicht möglich. Im technischen 
Schutzstreifen der Höchstspannungsfreileitung ist 

darauf zu achten, dass mit Personen, Baugeräten 
oder anderen Gegenständen stets ein Schutzabstand 
von mindestens 5 m zu den Leiterseilen eingehalten 
wird (DIN VDE 0105-100 6.4.4.102 und Tabelle 103). 

 

 

 

 

Die Abstandsregelung ist in den planungs-
rechtlichen Festsetzungen Nr. 7 „Leitungs-
rechte“ und in den Hinweisen enthalten. 
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Gemäß § 7 der Unfallverhütungsvorschrift „Elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel GUV-V A 3“ darf dieser 

Schutzabstand von Personen, Baugeräten (u.a. bei 
der Planung von Kranstandorten zu beachten) oder 
anderen Gegenständen nicht erreicht werden. Dabei 
ist ein seitliches Ausschwingen der Leiterseile zu 
berücksichtigen.   

 

 

s.o. 

 

 

7. Die Belange des Übertragungsnetzes Strom sind zu 

berücksichtigen. Insbesondere verweisen wir darauf, 
dass im Rahmen der Energiewende 
Leitungsertüchtigungen und Netzverstärkungen 
notwendig werden können (siehe 
Netzentwicklungsplan NEP und 

Bundesbedarfsplangesetz BBPlG), zur Sicherstellung 
der Funktionsfähigkeit von Leitungsanlagen Maststahl- 
und Fundamentsanierungen vorgenommen werden 
sowie Höchstspannungsfreileitungsanlagen im 
Havariefall zu jeder Zeit mit Fahrzeugen befahrbar 

sein müssen.   

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

8. Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit 
zugänglich bleiben. Darüber hinaus muss 
sichergestellt sein, dass eine Zufahrt zu den Mast-

standorten auch mit Lastkraftwagen möglich ist. Als 
Bemessungsfahrzeug ist ein 3-achsiges Müllfahrzeug 
gemäß Bemessungsfahrzeuge und Schleppkurven zur 
Überprüfung der Befahrbarkeit von Verkehrsflächen 
der FGSV 287 anzusetzen. Ggf. ist TransnetBW ein 

Schlüssel zur Zaunanlage zu überlassen. 

 

 

Dies wird als Hinweis in den Bebauungsplan 

übernommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 380 kV-
Freileitung Transnet BW). 

9. Die PV-Module müssen den Erfordernissen der DIN 
4102 „Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“, 
Teil 7 entsprechen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

10. Entlang der Leitungen ist jeweils eine 
Durchfahrtsschneise mit einer Breite von mindestens 
4,0 m freizuhalten. 

Darauf wird im Bebauungsplan hingewiesen 
(vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 380 kV-Freileitung 
Transnet BW). 

11. Um elektrische Aufladungen zu vermeiden, ist die 

Photovoltaikanlage in einen umfassenden 
Potentialausgleich entsprechend DIN VDE 0100 Teil 
410/540 und DIN VDE 0185 (vgl. auch ENV 61024-1) 
einzubeziehen. Anfallende Kosten für notwendig 
werdende Schutzmaßnahmen gehen zu Lasten des 

Grundstückseigentümers bzw. des Bauherrn. Wir 
gehen davon aus, dass die komplette 
Trägerkonstruktion einschließlich Rahmen etc. in 
einen umfassenden Potentialausgleich einbezogen 
und ausreichend geerdet wird. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

12. Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe zur Leitungsanlage 
kann es unter Umständen zu unangenehm spürbaren 
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Elektrisierungen durch Funkenentladungen, vor allem 
beim Berühren von leitfähigen Gegenständen (metalli-

sche Bauteile oder Baugerätschaften), kommen. Dies 
bedeutet für betroffene Personen eine geringfügige 
Belästigung, eine direkte Gefährdung besteht aber 
nicht. Um Sekundärunfälle zu vermeiden, ist im Be-
reich der Höchstspannungsfreileitung darauf zu 

achten, dass sämtliche metallische Bauteile wie 
Geländer, Metallzäune und Fertigungsmittel (Kran, 
Steiger, LKW o.ä.) ausreichend geerdet sein müssen, 
um eine elektromagnetische Aufladung zu verhindern. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

13. Die Lagerung und Verarbeitung leicht brennbarer 
Stoffe im Schutzstreifen der Leitungsanlage, auch 
während der Bauzeit, ist nicht oder nur mit 
Zustimmung der TransnetBW zulässig.   

 

Dies wird als Hinweis in den Bebauungsplan 
übernommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 380 kV-

Freileitung Transnet BW). 

14. Antennen, Baucontainer, Blitzschutzanlagen, 
Fahnenmaste, Gerüste, Kamine, Laternenmasten, 
Werbetafeln u.ä. dürfen im Schutzstreifen nicht bzw. 

nur in Abstimmung mit der TransnetBW aufgestellt 
werden. Wir weisen insbesondere darauf hin, dass der 
Mindestabstand von 5 m von der Oberkante von 
Beleuchtungsmasten (nicht die Lichtpunkthöhen) zu 
den Leiterseilen eingehalten werden muss. Dies ist 

auch bei der Aufstellung von Beleuchtungsmasten und 
einer späteren Instandhaltung (Austausch des 
Leuchtkopfes bzw. des Leuchtmittels mit Personen im 
Hubwagen) zu berücksichtigen. 

 

 

 

Dies wird bei der Abstandsregelung in den pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen Nr. 7 „Lei-
tungsrechte“ berücksichtigt.  

 

15. Die im Schutzstreifen geplanten Bäume und Sträucher 
müssen stets einen Mindestabstand von 5 m zu den 
Leiterseilen haben. Um wiederkehrende Ausästungen 
oder gar die Beseitigung einzelner Bäume und Sträu-
cher zu vermeiden, bitten wir dies bereits bei der 

Pflanzenauswahl zu berücksichtigen.   

Baumpflanzungen innerhalb des Sonderge-
biets sind nicht vorgesehen. Der bereits beste-
hende Saumstreifen am östlichen Heckenrand 
soll zum Schutz des Heckenbiotops erhalten 
und durch eine Pflanzbindung (PFB 1) pla-

nungsrechtlich gesichert werden. Die festge-
setzte Abstandsregelung gilt ebenso für Ge-
hölze.  

16. Im Bereich von Höchstspannungsfreileitungen können 

im Nahbereich Auswirkungen durch 
elektromagnetische Felder auftreten. Insbesondere 
weisen wir darauf hin, dass u. a. bei elektronischen 
Geräten Störungen durch die magnetischen 50-Hz-
Felder von Höchstspannungsfreileitungen auftreten 

können. Die TransnetBW haftet nicht für den Ausfall 
oder die fehlerhafte Funktion von Geräten. 

 

 

Auch dies wird als Hinweis in den Bebauungs-
plan übernommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 
380 kV-Freileitung Transnet BW).  

17. Außerdem kann es im Bereich der Leiterseile bei 
entsprechender Witterung evtl. zum Eisabwurf 
kommen. Auch ist nicht auszuschließen, dass es zu 

Verschmutzung durch Vogelkot unter den Seilen bzw. 

 

Dies ist in den Hinweisen des Bebauungspla-
nes enthalten.  
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im Mastbereich kommen kann. Die TransnetBW haftet 
nicht für daraus folgende Schäden. 

18. Es ist mit Abschattungen durch die Leitungen und die 
Maste zu rechnen. Für Mindererträge bei der Menge 
des erzeugten Stromes, die auf eine Beschattung 
zurückzuführen wäre, haftet die TransnetBW GmbH 

nicht. 

 

Dies ist in den Hinweisen des Bebauungspla-
nes ebenfalls enthalten. 

19. Von den Betriebsstellen genehmigte Abschaltungen 
können netz- oder störungsbedingt kurzfristig wieder 
abgesagt werden. Daraus entstehende Kosten werden 

nicht von der TransnetBW GmbH übernommen. 

Dies wird als Hinweis in den Bebauungsplan 
übernommen (vgl. Kapitel 4, Punkt 5.1 380 kV-
Freileitung Transnet BW). 

20. Der Bauherr bzw. die von ihm beauftragten Baufirmen 
haften für alle Schäden, die durch die Bautätigkeit an 
der Höchstspannungsleitung entstehen. 

 

Zur Kenntnisnahme 

21. Die TransnetBW ist an der Modulbelegungsplanung 
sowie am nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren 
zu beteiligen. Zudem ist für sämtliche Arbeiten im 
Bereich der Freileitung eine Baufreigabe und 

Einweisung vor Ort erforderlich.   

 

Zur Kenntnisnahme 

Eine weitere Beteiligung wird im Rahmen der 
Offenlage nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgen.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Amprion GmbH 

 (Schreiben vom 29.07.2025) 

Über Ihren angefragten Bereich verläuft eine 
Gemeinschaftsleitung der Amprion GmbH und der 
TransnetBW GmbH. 

Vertragsgemäß ist für die Erteilung von Leitungsauskünften die 
TransnetBW GmbH verantwortlich. Daher bitten wir Sie, falls 
nicht schon geschehen, die TransnetBW direkt zu kontaktieren 
(bauleit-planung@trans-netbw.de).  

 

Zur Kenntnisnahme 

 

Die Stellungnahme der TransnetBW GmbH ist 
in der vorliegenden Abwägungstabelle unter 
A.20 enthalten.  
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Weitere Höchstspannungsnetzanlagen von Amprion sind durch 
die Maßnahme nicht betroffen. 

Zur Kenntnisnahme 

 Naturenergie Netze 

 (Schreiben vom 13.08.2025) 

Vielen Dank für Ihr Anschreiben und die Möglichkeit zum o g. 

BP Stellung zu nehmen. 

Gegen die Planung des Bauvorhabens in Buggingen-Seefel-
den haben wir keine Einwände.  

Auf dem betroffenen Flurstück verlaufen keine Anlagen der na-
turenergie-netze GmbH. 

Eine entsprechende Planauskunft erhalten Sie online über fol-
genden Link: 

https://planservice.regiodata-service.de 

Am weiteren Verfahren möchten wir nicht beteiligt werden. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

Die Naturenergie Netze wird am vorliegenden 
Bebauungsplanverfahren nicht weiter beteiligt.  

 badenovaNETZE GmbH 

 (Schreiben vom 13.08.2025) 

Ihre E-Mail vom 18. Juli 2025 haben wir erhalten.  

Nach eingehender Prüfung der vorgelegten Pläne und schriftli-

chen Unterlagen nehmen wir in dem Planverfahren als Träger 
öffentlicher Belange Stellung. Die Stellungnahme ist diesem 
Schreiben als Anlage 1 beigefügt.  

Anlage 1 

  ☒    Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund 

fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung 
o. ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden wer-
den können (bitte alle drei Rubriken ausfüllen)  

1.   Einwendung:  

Keine 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

2.   Rechtsgrundlage:  

entfällt  

 

Zur Kenntnisnahme 

3.   Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Be-
freiungen): 

entfällt 

 

Zur Kenntnisnahme 

  ☒    Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die 

den o. g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
und des Zeitrahmens:  

Siehe Bedenken und Anregungen 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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  ☒    Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständig-

keit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils 
mit Begründung und Rechtsgrundlage: 

Die Netzanbindung der Anlage erfolgt über einen Übergabe-
punkt im Mittelspannungsnetz.   

Für die rechtzeitige Ausbauentscheidung, Planung und Bauvor-
bereitung des Versorgungsnetzes sowie die Koordination mit 
weiteren Leitungsträgern ist eine Vorlaufzeit von mindestens 
sechs Monaten erforderlich. Daher sind Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen der badenovaNETZE GmbH, Tulla-

straße 61, 79108 Freiburg i. Br., so früh wie möglich, mindes-
tens jedoch vier Monate vor Erschließungsbeginn, schriftlich 
anzuzeigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Dies wird erfolgen.  

 Vodafone West GmbH 

 (Schreiben vom 07.08.2025) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 18.07.2025. 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen 
die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend 
macht. In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikati-

onsanlagen unseres Unternehmens. Bei objektkonkreten Bau-
vorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme 
mit entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Lei-
tungsbestand abgeben. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte 

geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnum-
mer an. 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Sollten aus Ihrer Sicht Änderungen am Bestandsnetz der zu-
ständigen Vodafone-Gesellschaft(en) notwendig werden, bitten 

wir um schnellstmögliche, schriftliche Kontaktaufnahme, min-
destens jedoch drei Monate vor Baubeginn. Bitte beachten Sie, 
dass Umverlegungen an unserem Bestandsnetz nicht ohne 
schriftliche Genehmigungen erfolgen dürfen. Kosten für 
dadurch entstandene Stillstandszeiten werden von den Voda-

fone-Gesellschaft(en) nicht übernommen.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. 

Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet 

über die Seite: https://www.vodafone.de/immobilienwirt-
schaft/hilfe/planauskunft/index.html 

Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planaus-
künfte einholen.  

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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Bitte beachten Sie: Es müssen aktuell immer zwei Planaus-
künfte für Bestandsnetz der Vodafone Deutschland GmbH und 

Vodafone GmbH / Vodafone West GmbH angefordert werden. 

Anhang:  

 Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen bei 
Arbeiten Anderer (Kabelschutzanweisung) 

 Schutzanweisung für erdverlegte Fernmeldeanlagen 
der Vodafone GmbH 

 Datenschutzhinweise zu der Nutzung der Plattform für 
Planauskunft und Trassenpläne 

 Nutzungsbedingungen des Planauskunft-Systems von 
Vodafone für die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, 
Hessen und Baden-Württemberg 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Stadt Neuenburg am Rhein 

 (Schreiben vom 31.07.2025) 

Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Verfahren. 

Die Stadt Neuenburg am Rhein hat keine Anregungen im Rah-

men der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungsplans „Agri-
Solarpark Niederer Bühl“ der Gemeinde Buggingen. Bei der 
Verkehrsführung dürfen die Ortsdurchfahrten von Zienken und 
Grißheim nicht in Anspruch genommen werden. 

Wir gehen davon aus, dass der Stadtteil Grißheim durch Ge-

ruchs-, Geräusch- oder Lärmimmissionen nicht beeinträchtigt 
wird. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Eine weitere Verfahrensbeteiligung ist nicht erforderlich, sofern 
keine wesentlichen Änderungen vorgenommen werden. 

Zur Kenntnisnahme 
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B Keine Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange eingegangen 

 Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 

 Handwerkskammer Freiburg 

 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

 Landesnaturschutzverband BW 

 Vermögen und Bau Baden-Württemberg – Amt Freiburg 

 ED Netze GmbH 

 BUND e.V. Regionalgeschäftsstelle Südlicher Oberrhein 

 Abwasserverband Sulzbach 

 Zweckverband Gruppenwasserversorgung 

 SWEG Südwestdeutsche Verkehrs 

 Stadt Heitersheim 

 Stadt Müllheim 

 Stadt Sulzburg  

 Gemeinde Eschbach 

 Gewerbepark Breisgau GmbH 

 Gemeinde Ballrechten-Dottingen 

 

C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Es wurden keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit abgegeben. 

 


